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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) NR. 849/2004 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

UND DES RATES

vom 29. April 2004

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften

für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 80

Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 1,

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags 2,

                                                
1 Stellungnahme vom 28. Januar 2004 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
2 Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 11. März 2004 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht), Beschluss des Rates vom 29. April 2004.
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in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 1 legt harmonisierte gemeinsame Vorschriften für die

Sicherheit in der Zivilluftfahrt fest.

(2) Bei der Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 hat sich gezeigt, dass technische

Änderungen erforderlich sind. Diese Änderungen bezwecken weder eine Veränderung des

Geltungsbereichs der Verordnung, noch beeinträchtigen sie in irgendeiner Weise die

Sicherheit der Fluggäste in der Zivilluftfahrt.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 erlaubt es, unterschiedliche, aber angemessene

Sicherheitsniveaus für die kleinsten Flughäfen festzulegen. Im Interesse einer in sich

stimmigen Lösung sind dieselben angemessenen Sicherheitsniveaus an beiden Endpunkten

eines Flugs zu erlauben.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 ist entsprechend zu ändern -

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 2320/2002 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 wird die folgende Begriffsbestimmung angefügt:

"4. 'abgegrenzter Bereich' einen Bereich, der von anderen Sicherheitsbereichen eines

Flughafens durch Zugangskontrollen getrennt ist."

                                                
1 ABl. L 355 vom 30.12.2002, S. 1.
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2. Artikel 4 wird wie folgt geändert:

� Absatz 3 erhält folgende Fassung:

"(3) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats kann in Fällen, in denen die im

Anhang vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen unverhältnismäßig aufwendig sind oder

aus objektiven praktischen Gründen nicht durchgeführt werden können, auf der

Grundlage einer ortsbezogenen Risikobewertung innerstaatliche Sicherheitsmaßnahmen

ergreifen, um einen angemessenen Schutz der folgenden Flughäfen zu erreichen:

a) Flughäfen mit einem Flugaufkommen von nicht mehr als zwei gewerblichen

Flügen täglich im Jahresdurchschnitt oder

b) Flughäfen, auf denen lediglich Flüge der allgemeinen Luftfahrt abgewickelt

werden, oder

c) Flughäfen, auf denen sich die gewerblichen Flugverkehrsleistungen auf

Luftfahrzeuge mit einem Starthöchstgewicht (MTOW) von weniger als 10 t oder

mit weniger als 20 Sitzen beschränken,

wobei sie den Besonderheiten derartiger kleiner Flughäfen Rechnung trägt.

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über derartige

Maßnahmen.";
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� Der folgende Absatz wird eingefügt:

"(3a) Absatz 3 kann auch auf abgegrenzte Bereiche von Flughäfen angewendet

werden,

a) auf denen lediglich Flüge der allgemeinen Luftfahrt abgewickelt werden oder

b) auf denen sich die gewerblichen Flugverkehrsleistungen auf Luftfahrzeuge mit

einem Starthöchstgewicht (MTOW) von weniger als 10 t oder mit weniger als

20 Sitzen beschränken.

Ein abgegrenzter Bereich ist im Flughafensicherheitsprogramm auszuweisen.

Für jeden Flug, der von einem abgegrenzten Bereich eines Flughafens ausgeht, ist diese

Tatsache dem Zielflughafen vor Ankunft des Flugs bekannt zu geben."

3. In Artikel 7 werden die Wörter "überprüft", "Überprüfungen", "Prüfer" und

"Überprüfungsberichte" durch die Wörter "überwacht", "Überwachungsaktivitäten",

"Personen" und "Überwachungsberichte" ersetzt.
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4. Der Anhang wird wie folgt geändert:

� In Abschnitt 5.2 wird die folgende Nummer eingefügt:

"3. Ausnahmen

Aufgegebenes Gepäck der in Abschnitt 4.1 Nummer 3 genannten Kategorien von

Personen kann besonderen Kontrollverfahren unterzogen bzw. von der Kontrolle

ausgenommen werden."

� Der letzte Satzteil von Abschnitt 7.3 Nummer 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung:

"um so weit wie möglich zu gewährleisten, dass das Postgut keine verbotenen

Gegenstände nach der Anlage Ziffern iv und v enthält, soweit es nicht angemeldet und

ordnungsgemäß den geltenden Sicherheitsmaßnahmen unterzogen wurde."
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der

Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Strasbourgam 29. April 2004.

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Präsident Der Präsident

P. COX M. McDOWELL
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VERORDNUNG (EG) Nr. 850/2004

DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 29. April 2004

über persistente organische Schadstoffe

und zur Änderung der Richtlinie 79/117/EWG

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf

Artikel 175 Absatz 1,

gestützt auf den Vorschlag der Kommission 1,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 2,

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags 3,

                                                
1 ABl. C
2 ABl. C
3 Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 26. Februar 2004 (noch nicht im Amtsblatt

veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 26. April 2004.
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in Erwägung nachstehende Gründe:

(1) Diese Verordnung betrifft vor allem den Umweltschutz und den Schutz der menschlichen

Gesundheit. Sie stützt sich deshalb auf Artikel 175 Absatz 1 des Vertrags als Rechts-

grundlage.

(2) Die Gemeinschaft ist sehr besorgt über die kontinuierliche Freisetzung persistenter

organischer Schadstoffe in die Umwelt. Diese chemischen Stoffe werden weit von ihrem

Ursprungsort über internationale Grenzen hinweg transportiert, verbleiben in der Umwelt,

reichern sich über die Nahrungsmittelkette an und begründen ein Risiko für die menschliche

Gesundheit und die Umwelt. Deshalb müssen weitere Maßnahmen ergriffen werden, um die

menschliche Gesundheit und die Umwelt vor diesen Schadstoffen zu schützen.

(3) Die Gemeinschaft hat im Bewusstsein ihrer Verantwortung für den Umweltschutz am 24. Juni

1998 das Protokoll zum Übereinkommen von 1979 über weiträumige grenzüberschreitende

Luftverunreinigung betreffend persistente organische Schadstoffe (im Folgenden als

"Protokoll" bezeichnet) und am 22. Mai 2001 das Stockholmer Übereinkommen über

persistente organische Schadstoffe (im Folgenden als "Übereinkommen" bezeichnet) unter-

zeichnet.
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(4) Rechtsvorschriften auf Gemeinschaftsebene über persistente organische Schadstoffe sind

zwar erlassen worden, doch bestehen ihre wesentlichen Mängel darin, dass es keine oder nur

unvollständige Rechtsvorschriften über ein Verbot der Herstellung und Verwendung aller

gegenwärtig aufgelisteten chemischen Stoffe gibt und dass es an einem Rechtsrahmen fehlt,

durch den zusätzliche persistente organische Schadstoffe verboten, beschränkt oder beseitigt

werden, und an einem Rechtsrahmen, durch den die Herstellung und Verwendung neuer

Stoffe, die Eigenschaften persistenter organischer Schadstoffe aufweisen, verhindert werden.

Auf Gemeinschaftsebene sind keine Ziele für die Verringerung der Emissionen an sich

festgelegt worden, und die derzeitigen Freisetzungsverzeichnisse erfassen nicht alle Quellen

persistenter organischer Schadstoffe.

(5) Um die im Rahmen des Protokolls und des Übereinkommens eingegangenen Verpflichtungen

der Gemeinschaft kohärent und wirksam zu erfüllen, muss ein gemeinsamer Rechtsrahmen

geschaffen werden, der es ermöglicht, Maßnahmen zu ergreifen, die insbesondere dazu

dienen, die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung absichtlich hergestellter

persistenter organischer Schadstoffe zu unterbinden. Außerdem sollten die Eigenschaften

persistenter organischer Schadstoffe in den einschlägigen Regelungen der Gemeinschaft zur

Bewertung und Zulassung von Stoffen berücksichtigt werden.

(6) Bei der Durchführung der Bestimmungen der Übereinkommen von Rotterdam 1, Stockholm

und Basel 2 auf Gemeinschaftsebene und der Beteiligung an der Entwicklung des Strate-

gischen Konzepts für ein internationales Chemikalienmanagement (SAICM) im Rahmen der

Vereinten Nationen sollten Koordination und Kohärenz sichergestellt werden.

                                                
1 Rotterdamer Übereinkommen über das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach

Inkenntnissetzung für bestimmte gefährliche Chemikalien sowie Pestizide im internationalen
Handel.

2 Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung von
gefährlichen Abfällen und ihrer Entsorgung.
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(7) Angesichts der Tatsache, dass den Bestimmungen dieser Verordnung das Vorsorgeprinzip im

Sinne des Vertrags zugrunde liegt, sowie in Anbetracht des Grundsatzes 15 der Erklärung von

Rio über Umwelt und Entwicklung und des Ziels, die Freisetzung persistenter organischer

Schadstoffe in die Umwelt, soweit durchführbar, einzustellen, sind in bestimmten Fällen

Kontrollmaßnahmen vorzusehen, die strenger sind als die entsprechenden Maßnahmen des

Protokolls und des Übereinkommens.

(8) In Zukunft könnte die vorgeschlagene REACH-Verordnung ein geeignetes Instrument zur

Umsetzung der notwendigen Maßnahmen zur Kontrolle von Herstellung, Inverkehrbringen

und Verwendung der aufgelisteten Stoffe und der Maßnahmen zur Kontrolle alter und neuer

Chemikalien und Pestizide, die Eigenschaften persistenter organischer Schadstoffe aufweisen,

sein. Dennoch sollten diese Maßnahmen einstweilen, ohne der künftigen REACH-

Verordnung vorzugreifen, durch diese Verordnung umgesetzt werden, weil es wichtig ist,

diese Maßnahmen zur Kontrolle der im Protokoll und im Übereinkommen aufgelisteten Stoffe

möglichst bald durchzuführen.
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(9) In Folge der Verbote gemäß der Richtlinie 79/117/EWG des Rates vom 21. Dezember 1978

über das Verbot des Inverkehrbringens und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die

bestimmte Wirkstoffe enthalten 1, sowie der Richtlinie 76/769/EWG des Rates vom 27. Juli

1976 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für

Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und

Zubereitungen 2 konnte in der Gemeinschaft bereits ein Ausstieg aus dem Inverkehrbringen

und der Verwendung der meisten der im Protokoll oder im Übereinkommen aufgelisteten

persistenten organischen Schadstoffe erreicht werden. Um die Verpflichtungen der

Gemeinschaft nach dem Protokoll und dem Übereinkommen zu erfüllen und um die

Freisetzung persistenter organischer Schadstoffe zu minimieren, ist es jedoch notwendig und

angemessen, auch die Herstellung dieser Stoffe zu verbieten und Ausnahmen auf ein

Minimum zu begrenzen, damit Ausnahmen nur gelten, wenn ein Stoff für einen spezifischen

Verwendungszweck eine wesentliche Funktion erfüllt.

(10) Die Ausfuhr der von dem Übereinkommen erfassten Stoffe und die Ausfuhr von Lindan sind

in der Verordnung (EG) Nr. 304/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom

28. Januar 2003 über die Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien 3 geregelt.

                                                
1 ABl. L 33 vom 8.2.1979, S. 36. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003

(ABl. L 122 vom 16.5.2003, S. 36).
2 ABl. L 262 vom 27.9.1976, S. 201. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2004/21/EG der

Kommission (ABl. L 57 vom 25.2.2004, S. 4).
3 ABl. L 63 vom 6.3.2003, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1213/2003 der

Kommission (ABl. L 169 vom 8.7.2003, S. 27).
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(11) Die Herstellung und Verwendung von Hexachlorcyclohexan (HCH), einschließlich Lindan,

unterliegen im Rahmen des Protokolls bestimmten Beschränkungen, sind aber nicht

vollständig verboten. Der genannte Stoff wird in einigen Mitgliedstaaten weiterhin verwendet,

so dass ein sofortiges Verbot sämtlicher bestehender Verwendungszwecke nicht möglich ist.

Angesichts der gefährlichen Eigenschaften von HCH und der möglichen Risiken im Zusam-

menhang mit einer Freisetzung dieses Stoffes in die Umwelt sollten jedoch seine Herstellung

und Verwendung auf ein Minimum begrenzt und bis spätestens Ende 2007 ganz eingestellt

werden.

(12) Veraltete oder nachlässig verwaltete Lagerbestände persistenter organischer Schadstoffe

können - z.B. durch Verunreinigung von Boden und Grundwasser - ernsthafte Gefährdungen

für die Umwelt und die menschliche Gesundheit verursachen. Deshalb sollten Bestimmungen

erlassen werden, die über die Bestimmungen des Übereinkommens hinausgehen. Lager-

bestände verbotener Stoffe sollten als Abfälle behandelt werden, während Lagerbestände von

Stoffen, deren Herstellung oder Verwendung noch zugelassen ist, den Behörden gemeldet und

ordnungsgemäß überwacht werden sollten. Vor allem sollten bestehende Lagerbestände, die

aus verbotenen persistenten organischen Schadstoffen bestehen oder sie enthalten, möglichst

bald als Abfälle bewirtschaftet werden. Wenn künftig weitere Stoffe verboten werden, sollten

deren Bestände ebenfalls unverzüglich zerstört und keine neuen Lagerbestände aufgebaut

werden. In Anbetracht der besonderen Probleme bestimmter neuer Mitgliedstaaten sollten

über bestehende Finanzinstrumente der Gemeinschaft, wie den Kohäsionsfonds und die

Strukturfonds, angemessene finanzielle und technische Unterstützung geleistet werden.
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(13) Im Einklang mit der Mitteilung der Kommission über die Gemeinschaftsstrategie für Dioxine,

Furane und polychlorierte Biphenyle (PCB) 1 sowie mit dem Protokoll und dem

Übereinkommen sollten Freisetzungen persistenter organischer Schadstoffe, die ungewollte

Nebenprodukte industrieller Verfahren sind, möglichst bald mit dem letztendlichen Ziel der

Einstellung, soweit diese durchführbar ist, ermittelt und verringert werden. Um möglichst

bald eine kontinuierliche und kostenwirksame Verringerung der Freisetzungen zu erreichen,

sollten entsprechende nationale Aktionspläne erstellt und durchgeführt werden, die alle

Quellen und Maßnahmen einschließlich jener erfassen, die in den bestehenden

Rechtsvorschriften der Gemeinschaft vorgesehen sind. Hierzu sollten im Rahmen des

Übereinkommens geeignete Instrumente geschaffen werden.

(14) In Übereinstimmung mit der genannten Mitteilung sollten geeignete Programme und

Verfahren festgelegt werden, um zuverlässige Überwachungsdaten über das Vorhandensein

von Dioxinen, Furanen und PCB in der Umwelt zu gewinnen. Dabei ist allerdings

sicherzustellen, dass geeignete Instrumente zur Verfügung stehen und unter wirtschaftlich und

technisch tragbaren Bedingungen verwendet werden können.

                                                
1 ABl. C 322 vom 17.11.2001, S. 2.
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(15) Dem Übereinkommen zufolge müssen in Abfällen enthaltene persistente organische

Schadstoffe zerstört oder unumkehrbar in Stoffe umgewandelt werden, die keine

vergleichbaren Eigenschaften aufweisen, soweit nicht andere Verfahren unter Umwelt-

gesichtspunkten vorzuziehen sind. Da die gegenwärtige Abfallgesetzgebung der

Gemeinschaft keine spezifischen Vorschriften für diese Stoffe umfasst, sollten in dieser

Verordnung entsprechende Bestimmungen festgelegt werden. Um ein hohes Schutzniveau zu

gewährleisten, sollten vor dem 31. Dezember 2005 gemeinsame Konzentrationsgrenzen für

diese Stoffe im Abfall festgelegt werden.

(16) Es wird als wichtig anerkannt, solche Abfälle, die aus persistenten organischen Schadstoffen

bestehen, sie enthalten oder durch sie verunreinigt sind, zu ermitteln und an der Quelle zu

trennen, um die Ausbreitung dieser Chemikalien in weitere Abfälle auf ein Minimum zu

begrenzen. Die Richtlinie 91/689/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 über gefährliche

Abfälle 1 hat gemeinschaftsrechtliche Regeln über die Behandlung gefährlicher Abfälle

geschaffen, mit denen die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, die erforderlichen Maßnahmen

zu ergreifen, um zu verhindern, dass Anlagen und Unternehmen, die gefährliche Abfälle

beseitigen, verwerten, einsammeln oder befördern, verschiedene Kategorien von gefährlichen

Abfällen vermischen oder gefährliche mit nichtgefährlichen Abfällen vermischen.

                                                
1 ABl. L 377 vom 31.12.1991, S. 20. Geändert durch die Richtlinie 94/31/EG (ABl. L 168 vom

2.7.1994, S. 28).
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(17) Dem Übereinkommen zufolge erstellt jede Vertragspartei einen Plan zur Durchführung ihrer

Verpflichtungen aufgrund des Übereinkommens. Die Mitgliedstaaten sollten bei der

Erstellung ihrer Durchführungspläne Möglichkeiten für die Beteiligung der Öffentlichkeit

schaffen. Da die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht gemeinsam

zuständig sind, sollten Durchführungspläne sowohl auf nationaler Ebene als auch

Gemeinschaftsebene entwickelt werden. Die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch

zwischen der Kommission und den Behörden der Mitgliedstaaten sollten gefördert werden.

(18) Im Einklang mit dem Übereinkommen und dem Protokoll sollten den anderen Vertrags-

parteien Informationen über persistente organische Schadstoffe übermittelt werden. Der

Informationsaustausch mit Drittländern, die nicht Vertragspartei der Übereinkünfte sind,

sollte ebenfalls gefördert werden.

(19) Der Öffentlichkeit sind häufig die Gefahren nicht bewusst, die persistente organische

Schadstoffe für die Gesundheit heutiger und künftiger Generationen sowie für die Umwelt,

insbesondere in Entwicklungsländern, schaffen; deshalb bedarf es umfassender

Informationen, um den Vorsichtsgrad zu erhöhen und Unterstützung für Beschränkungen und

Verbote zu gewinnen. Gemäß dem Übereinkommen sollten Programme zur

Bewusstseinsbildung für die Öffentlichkeit in Bezug auf diese Stoffe, besonders für die

gefährdetsten Bevölkerungsgruppen, sowie die Ausbildung von Arbeitnehmern, Wissen-

schaftlern, Lehrkräften sowie Fach- und Führungskräften gefördert bzw. erleichtert werden.
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(20) Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten auf Anfrage und im Rahmen der verfügbaren

Mittel zusammenarbeiten, um angemessene und rechtzeitige technische Hilfe zu leisten, die

insbesondere dazu dient, die Fähigkeit von Entwicklungsländern und Ländern mit im

Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen zur Umsetzung des Übereinkommens zu stärken.

Die technische Hilfe sollte die Entwicklung und Anwendung geeigneter alternativer Produkte,

Verfahren und Strategien umfassen, unter anderem solche in Bezug auf die Verwendung von

DDT zur Bekämpfung von Krankheitsüberträgern, das aufgrund des Übereinkommens nur

gemäß den Empfehlungen und Leitlinien der Weltgesundheitsorganisation eingesetzt werden

darf, soweit dem betreffenden Staat vor Ort unbedenkliche, wirksame und finanzierbare

Alternativen nicht zur Verfügung stehen.

(21) Die Maßnahmen zur Verringerung der Freisetzungen persistenter organischer Schadstoffe

sollten in regelmäßigen Abständen im Hinblick auf ihre Wirksamkeit bewertet werden. Zu

diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten der Kommission regelmäßig Bericht erstatten,

insbesondere in Bezug auf Freisetzungsverzeichnisse, gemeldete Bestände sowie die

Herstellung und das Inverkehrbringen beschränkter Stoffe. Die Kommission sollte in

Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten ein gemeinsames Format für die Berichte der

Mitgliedstaaten ausarbeiten.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 158/
_______________________________________________________________________________

17

(22) Dem Übereinkommen und dem Protokoll zufolge können die Vertragsparteien andere Stoffe

vorschlagen, für die internationale Maßnahmen ergriffen werden sollen, so dass in jenen

Übereinkünften zusätzliche Stoffe aufgelistet werden können; in diesem Fall sollte diese

Verordnung entsprechend geändert werden. Außerdem sollte es möglich sein, die bestehenden

Einträge in den Anhängen dieser Verordnung zu ändern, unter anderem um sie an den

wissenschaftlichen und technischen Fortschritt anzupassen.

(23) Werden Anhänge dieser Verordnung geändert, um der Aufnahme zusätzlicher, absichtlich

hergestellter persistenter organischer Schadstoffe in das Protokoll oder das Übereinkommen

Rechnung zu tragen, so sollte der betreffende Stoff nur in Ausnahmefällen und mit

gebührender Begründung in Anhang II statt in Anhang I aufgenommen werden.

(24) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen sollten gemäß dem

Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die

Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 1 erlassen werden.

(25) Um auf der Ebene der Vollzugsmaßnahmen für Transparenz, Unparteilichkeit und

Konsequenz zu sorgen, sollten die Mitgliedstaaten Vorschriften über Sanktionen erlassen, die

bei Verstößen gegen diese Verordnung zu verhängen sind, und für ihre Durchsetzung sorgen.

Diese Sanktionen sollten wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein, da die

Nichteinhaltung der Vorschriften zu einer Schädigung der menschlichen Gesundheit und der

Umwelt führen kann. Informationen über Verstöße gegen diese Verordnung sollten, soweit

angemessen, öffentlich bekannt gemacht werden.

                                                
1 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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(26) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich der Schutz der Umwelt und der menschlichen

Gesundheit vor persistenten organischen Schadstoffen, aufgrund der grenzüberschreitenden

Auswirkungen dieser Schadstoffe auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht

werden können und daher besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann die

Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritäts-

prinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Verhältnismäßig-

keitsprinzip geht diese Verordnung nicht über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche

Maß hinaus.

(27) Angesichts dieser Sachlage sollte die Richtlinie 79/117/EWG geändert werden -

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
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Artikel 1

Ziel und Anwendungsbereich

(1) Unter Berücksichtigung insbesondere des Vorsorgeprinzips ist es das Ziel dieser

Verordnung, die menschliche Gesundheit und die Umwelt vor persistenten organischen

Schadstoffen zu schützen, und zwar durch das Verbot oder die möglichst baldige Einstellung oder

die Beschränkung der Herstellung, des Inverkehrbringens und der Verwendung von Stoffen, die

dem Übereinkommen von Stockholm über persistente organische Schadstoffe, im Folgenden

"Übereinkommen", oder dem Protokoll von 1998 zum Übereinkommen von 1979 über weiträumige

grenzüberschreitende Luftverunreinigung betreffend persistente organische Schadstoffe, im

Folgenden "Protokoll", unterliegen, sowie durch die Beschränkung der Freisetzungen solcher Stoffe

auf ein Minimum mit dem Ziel der möglichst baldigen Einstellung dieser Freisetzungen, soweit

durchführbar, und durch die Festlegung von Bestimmungen über Abfälle, die aus solchen Stoffen

bestehen, sie enthalten oder durch sie verunreinigt sind.

(2) Die Artikel 3 und 4 gelten nicht für Abfälle, die aus in Anhang I oder II aufgelisteten

Stoffen bestehen, sie enthalten oder durch sie verunreinigt sind.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) "Inverkehrbringen" ist die entgeltliche oder kostenlose Lieferung oder Bereitstellung für

Dritte. Die Einfuhr in das Zollgebiet der Gemeinschaft gilt ebenfalls als Inverkehrbringen;
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b) "Artikel" ist ein Produkt, das sich aus einem oder mehreren Stoffen und/oder Zubereitungen

zusammensetzt, dem bei der Herstellung eine spezifische Form, Oberfläche oder Gestalt

gegeben wird, die seine Endfunktion in größerem Ausmaß als die chemische Zusammen-

setzung bestimmt;

c) "Stoff" ist ein Stoff im Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 67/548/EWG 1;

d) "Zubereitung" ist eine Zubereitung im Sinne von Artikel 2 der Richtlinie 67/548/EWG;

e) "Abfall" ist Abfall im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a der Richtlinie 75/442/EWG 2;

f) "Beseitigung" ist die Beseitigung im Sinne von Artikel 1 Buchstabe e der Richtlinie

75/442/EWG;

g) "Verwertung" ist die Verwertung im Sinne von Artikel 1 Buchstabe f der Richt-

linie 75/442/EWG.

Artikel 3

Kontrolle von Herstellung, Inverkehrbringen und Verwendung

(1) Die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung von in Anhang I

aufgelisteten Stoffen als solche, in Zubereitungen oder als Bestandteile von Artikeln sind verboten.

                                                
1 Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juli 1967 zur Angleichung der Rechts- und

Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher
Stoffe (ABl. P 196 vom 16.8.1967, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 807/2003 des Rates (ABl. L 122 vom 16.5.2003, S. 36).

2 Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975 über Abfälle (ABl. L 194 vom
25.7.1975, S. 39). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1).
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(2) Die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung von in Anhang II

aufgelisteten Stoffen als solche, in Zubereitungen oder als Bestandteile von Artikeln sind gemäß

den in jenem Anhang festgelegten Bedingungen beschränkt.

(3) Die Mitgliedstaaten und die Kommission berücksichtigen im Rahmen der Bewertung

und Zulassung alter und neuer Chemikalien und Pestizide gemäß den einschlägigen gemeinschaft-

lichen Rechtsvorschriften die Kriterien von Abschnitt 1 der Anlage D des Übereinkommens und

treffen geeignete Maßnahmen, um alte Chemikalien und Pestizide zu kontrollieren und die

Herstellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung neuer Chemikalien und Pestizide zu

verhindern, die Eigenschaften persistenter organischer Schadstoffe aufweisen.

Artikel 4

Befreiung von Kontrollmaßnahmen

(1) Artikel 3 gilt nicht für:

a) Stoffe, die für die Forschung im Labormaßstab oder als Referenzstandard verwendet werden;

b) Stoffe, die als unbeabsichtigte Spurenverunreinigungen in Stoffen, Zubereitungen und

Artikeln auftreten.

(2) Artikel 3 gilt vor Ablauf von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung

nicht für Stoffe, die als Bestandteil von Artikeln vorkommen, die vor oder zum Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieser Verordnung hergestellt worden sind.
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Artikel 3 gilt nicht für Stoffe, die als Bestandteil von Artikeln vorkommen, die vor oder zum

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits verwendet wurden.

Erhält ein Mitgliedstaat jedoch von einem Artikel nach den Unterabsätzen 1 und 2 Kenntnis, so

unterrichtet er die Kommission darüber.

Wenn die Kommission entsprechend unterrichtet wird oder auf anderem Wege von solchen Artikeln

Kenntnis erhält, meldet sie dies gegebenenfalls unverzüglich dem Sekretariat des Übereinkommens.

(3) Will ein Mitgliedstaat bis zu der im entsprechenden Anhang festgelegten Frist die

jeweils auf einen bestimmten Standort beschränkte Herstellung und Verwendung eines in Anhang I

Teil A oder in Anhang II Teil A aufgelisteten Stoffes als Zwischenprodukt im geschlossenen

System zulassen, so teilt er dies dem Sekretariat des Übereinkommens mit.

Eine solche Mitteilung ist jedoch nur dann möglich, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:

a) in den einschlägigen Anhang wurde eine Anmerkung ausdrücklich zu dem Zweck

aufgenommen, dass eine solche Herstellung und Verwendung dieses Stoffes zugelassen

werden kann;

b) bei dem Herstellungsverfahren wird der Stoff in einen oder mehrere andere Stoffe

umgewandelt, die nicht die Eigenschaften persistenter organischer Schadstoffe aufweisen;
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c) Mensch und Umwelt werden bei der Herstellung und Verwendung voraussichtlich keinen

signifikanten Mengen des Stoffes ausgesetzt, was durch die Bewertung des betreffenden

geschlossenen Systems gemäß der Richtlinie 2001/59/EG 1 nachgewiesen wurde.

Die Mitteilung wird auch den übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission übermittelt und macht

Angaben zum tatsächlichen oder geschätzten Gesamtumfang von Herstellung und Verwendung des

betreffenden Stoffes sowie zur Art des jeweils auf einen bestimmten Standort beschränkten

Verfahrens, das im geschlossenen System durchgeführt wird, darunter auch zum Umfang einer

etwaigen unbeabsichtigten Spurenverunreinigung des Endprodukts durch nicht umgewandeltes,

einen persistenten organischen Schadstoff bildendes Ausgangsmaterial.

Die in Unterabsatz 1 genannten Fristen können geändert werden, wenn nach einer wiederholten

Mitteilung des betreffenden Mitgliedstaats an das Sekretariat des Übereinkommens im Rahmen des

Übereinkommens ein ausdrückliches oder stillschweigendes Einverständnis zur Fortsetzung der

Herstellung und Verwendung des Stoffes für einen weiteren Zeitraum erteilt wird.

Artikel 5

Lagerbestände

(1) Besitzer von Lagerbeständen, die aus in Anhang I oder II aufgelisteten Stoffen bestehen

oder solche Stoffe enthalten, für die kein Verwendungszweck zugelassen ist, bewirtschaften diese

Bestände als Abfälle gemäß Artikel 7.

                                                
1 Richtlinie 2001/59/EG der Kommission vom 6. August 2001 zur 28. Anpassung der

Richtlinie 67/548/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe an den technischen
Fortschritt (ABl. L 225 vom 21.8.2001, S. 1).
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(2) Besitzer von Lagerbeständen von über 50 kg, die aus in Anhang I oder II aufgelisteten

Stoffen bestehen oder solche Stoffe enthalten und deren Verwendungszweck zugelassen ist,

unterrichten die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem die Lagerbestände vorhanden sind,

über Beschaffenheit und Größe dieser Bestände. Diese Informationen sind innerhalb von zwölf

Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung und von Änderungen des Anhangs I oder II und

danach jährlich bis zu der in Anhang I oder II für beschränkte Verwendungszwecke festgelegten

Frist vorzulegen.

Die Besitzer der Lagerbestände bewirtschaften diese auf sichere, effiziente und umweltgerechte

Weise.

(3) Die Mitgliedstaaten überwachen die Verwendung und Bewirtschaftung der gemeldeten

Lagerbestände.

Artikel 6

Verringerung, Minimierung und Einstellung von Freisetzungen

(1) Die Mitgliedstaaten erstellen für die in Anhang III aufgelisteten Stoffe innerhalb von

zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung Verzeichnisse für die Freisetzung in Luft,

Gewässer und Böden und führen diese weiter, entsprechend ihren Verpflichtungen aufgrund des

Übereinkommens und des Protokolls.

(2) Ein Mitgliedstaat übermittelt im Rahmen seines nationalen Durchführungsplans gemäß

Artikel 8 der Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten den entsprechend seinen

Verpflichtungen aufgrund des Übereinkommens erstellten Aktionsplan für Maßnahmen zur

Ermittlung und Beschreibung der gesamten Freisetzungen sowie zu ihrer Minimierung mit dem Ziel

der möglichst baldigen Einstellung, soweit durchführbar.
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Der Aktionsplan umfasst Maßnahmen zur Förderung der Entwicklung und schreibt, soweit dies für

angemessen erachtet wird, die Verwendung von als Ersatz dienenden oder veränderten Materialien,

Produkten und Prozessen vor, durch die die Bildung und Freisetzung der in Anhang III aufgelisteten

Stoffe verhindert wird.

(3) Bei der Prüfung von Anträgen zum Bau neuer Anlagen oder zur wesentlichen Änderung

bestehender Anlagen, bei denen Prozesse zum Einsatz kommen, in deren Rahmen in Anhang III

aufgelistete Chemikalien freigesetzt werden, berücksichtigen die Mitgliedstaaten - unbeschadet der

Richtlinie 96/61/EG 1 - vorrangig alternative Prozesse, Methoden oder Verfahren, die einen

ähnlichen Nutzen aufweisen, bei denen jedoch die Bildung und Freisetzung der in Anhang III

aufgelisteten Stoffe vermieden wird.

Artikel 7

Abfallbewirtschaftung

(1) Die Hersteller und Besitzer von Abfällen unternehmen alle sinnvollen Anstrengungen,

um, soweit durchführbar, die Verunreinigung dieser Abfälle mit in Anhang IV aufgelisteten Stoffen

zu vermeiden.

(2) Ungeachtet der Richtlinie 96/59/EG 2 werden Abfälle, die aus in Anhang IV

aufgelisteten Stoffen bestehen, sie enthalten oder durch sie verunreinigt sind, ohne unnötige

Verzögerung und in Übereinstimmung mit Anhang V Teil I so beseitigt oder verwertet, dass die

darin enthaltenen persistenten organischen Schadstoffe zerstört oder unumkehrbar umgewandelt

werden, damit die verbleibenden Abfälle und Freisetzungen nicht die Eigenschaften persistenter

organischer Schadstoffe aufweisen.

                                                
1 Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und

Verminderung der Umweltverschmutzung (ABl. L 257 vom 10.10.1996, S. 26). Zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.

2 Richtlinie 96/59/EG des Rates vom 16. September 1996 über die Beseitigung polychlorierter
Biphenyle und polychlorierter Terphenyle (PCB/PCT) (ABl. L 243 vom 24.9.1996, S. 31).
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Bei der Durchführung einer solchen Beseitigung oder Verwertung kann jeder Stoff, der in

Anhang IV aufgelistet ist, vom Abfall abgetrennt werden, sofern dieser Stoff anschließend gemäß

Unterabsatz 1 beseitigt wird.

(3) Beseitigungs- oder Verwertungsverfahren, die zur Verwertung, Wiedergewinnung,

Rückgewinnung oder Wiederverwendung von in Anhang IV aufgelisteten Stoffen führen können,

sind verboten.

(4) Abweichend von Absatz 2 gilt Folgendes:

a) Abfälle, die in Anhang IV aufgelistete Stoffe enthalten oder durch sie verunreinigt sind,

können in anderer Weise nach einschlägigen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft beseitigt

oder verwertet werden, sofern der Gehalt an aufgelisteten Stoffen in den Abfällen unterhalb

der Konzentrationsgrenzen liegt, die vor dem 31. Dezember 2005 gemäß dem in Artikel 17

Absatz 2 genannten Verfahren in Anhang IV festzulegen sind. Bis die Konzentrationsgrenzen

gemäß diesem Verfahren festgelegt werden, kann die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats

Konzentrationsgrenzen oder spezifische technische Anforderungen bezüglich der Beseitigung

oder Verwertung der Abfälle gemäß diesem Buchstaben festlegen oder anwenden.

b) Ein Mitgliedstaat oder die von ihm benannte zuständige Behörde kann in Ausnahmefällen

zulassen, dass in Anhang V Teil 2 aufgeführte Abfälle, die in Anhang IV aufgelistete Stoffe

bis zu den in Anhang V Teil 2 anzugebenden Konzentrationen enthalten oder durch sie

verunreinigt sind, in anderer Weise nach einer in Anhang V Teil 2 aufgeführten Methode

behandelt werden, vorausgesetzt:



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 158/
_______________________________________________________________________________

27

i) der betroffene Besitzer hat gegenüber der zuständigen Behörde des betreffenden

Mitgliedstaats hinreichend nachgewiesen, dass die Dekontamination der Abfälle in

Bezug auf die in Anhang IV aufgelisteten Stoffe nicht durchführbar war und dass die

Zerstörung oder unumkehrbare Umwandlung des Gehalts an persistenten organischen

Schadstoffen nach der besten Umweltschutzpraxis oder der besten verfügbaren Technik

nicht die unter Umweltgesichtspunkten vorzuziehende Möglichkeit darstellt, und die

zuständige Behörde hat anschließend das alternative Verfahren genehmigt;

ii) dieses Verfahren steht im Einklang mit den einschlägigen Rechtsvorschriften der

Gemeinschaft und den Bedingungen der in Absatz 6 genannten einschlägigen

Zusatzmaßnahmen;

iii) der betreffende Mitgliedstaat hat die übrigen Mitgliedstaaten und die Kommission von

seiner Genehmigung und der Begründung dafür unterrichtet.

(5) Die Konzentrationsgrenzen in Anhang V Teil 2 werden für die Zwecke von Absatz 4

Buchstabe b vor dem 31. Dezember 2005 gemäß dem in Artikel 17 Absatz 2 genannten Verfahren

festgelegt.

Solange diese Konzentrationsgrenzen nicht festgelegt sind,

a) kann die zuständige Behörde in Bezug auf Abfälle, die gemäß Absatz 4 Buchstabe b

behandelt werden, Konzentrationsgrenzen oder spezifische technische Anforderungen

festlegen oder anwenden;
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b) legen die betroffenen Besitzer, soweit Abfälle gemäß Absatz 4 Buchstabe b behandelt

werden, der zuständigen Behörde Informationen über die in den Abfällen enthaltenen

persistenten organischen Schadstoffe vor.

(6) Die Kommission kann, soweit zweckmäßig, unter Berücksichtigung von technischen

Entwicklungen und von einschlägigen internationalen Leitlinien und Entscheidungen sowie von

Genehmigungen, die von einem Mitgliedstaat oder der von ihm benannten zuständigen Behörde

gemäß Absatz 4 und Anhang V erteilt worden sind, Zusatzmaßnahmen zur Durchführung dieses

Artikels erlassen. Die Kommission legt ein Format für die Vorlage der Informationen gemäß

Absatz 4 Buchstabe b Ziffer iii durch die Mitgliedstaaten fest. Diese Maßnahmen sind gemäß dem

in Artikel 17 Absatz 2 genannten Verfahren zu beschließen.

(7) Die Kommission überprüft vor dem 31. Dezember 2009 die in Absatz 4 genannten

Ausnahmen vor dem Hintergrund internationaler und technischer Entwicklungen, insbesondere

daraufhin, ob sie unter Umweltgesichtspunkten vorzuziehen sind.

Artikel 8

Durchführungspläne

(1) Bei der Ausarbeitung ihrer nationalen Durchführungspläne gewähren die

Mitgliedstaaten gemäß ihren innerstaatlichen Verfahren der Öffentlichkeit frühzeitig und

wirkungsvoll Gelegenheit zur Beteiligung an diesem Prozess.
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(2) Sobald ein Mitgliedstaat entsprechend seinen Verpflichtungen aufgrund des

Übereinkommens seinen nationalen Durchführungsplan angenommen hat, übermittelt er diesen

sowohl der Kommission als auch den übrigen Mitgliedstaaten.

(3) Bei der Ausarbeitung ihrer Durchführungspläne tauschen die Kommission und die

Mitgliedstaaten gegebenenfalls Informationen über den Inhalt dieser Pläne aus.

(4) Die Kommission erstellt innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser

Verordnung einen Plan zur Erfüllung der Verpflichtungen der Gemeinschaft aufgrund des

Übereinkommens.

Sobald die Kommission den Durchführungsplan der Gemeinschaft angenommen hat, übermittelt sie

diesen den Mitgliedstaaten.

Die Kommission unterzieht den Durchführungsplan der Gemeinschaft gegebenenfalls einer

Überprüfung und Aktualisierung.

Artikel 9

Überwachung

Die Kommission und die Mitgliedstaaten erstellen in enger Zusammenarbeit geeignete und dem

neuesten Stand der Technik entsprechende Programme und Verfahren zur regelmäßigen Erfassung

vergleichbarer Überwachungsdaten über das Vorhandensein von Dioxinen, Furanen und PCB, wie

in Anhang III angegeben, in der Umwelt. Bei der Festlegung solcher Programme und Verfahren ist

den Entwicklungen im Rahmen des Protokolls und des Übereinkommens angemessen Rechnung zu

tragen.
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Artikel 10

Informationsaustausch

(1) Die Kommission und die Mitgliedstaaten erleichtern und übernehmen innerhalb der

Gemeinschaft und im Umgang mit Drittländern den Austausch von Informationen über die

Verringerung, Minimierung oder, soweit durchführbar, Einstellung der Herstellung, Verwendung

und Freisetzung persistenter organischer Schadstoffe sowie über Alternativen zu diesen Stoffen,

einschließlich Angaben zu den damit verbundenen Risiken und wirtschaftlichen und sozialen

Kosten.

(2) Die Kommission und gegebenenfalls die Mitgliedstaaten fördern und erleichtern in

Bezug auf persistente organische Schadstoffe:

a) Programme zur Bewusstseinsbildung, auch solche, die sich auf die Gesundheits- und

Umweltauswirkungen, die Alternativen und die Verringerung oder Einstellung der Herstel-

lung, Verwendung und Freisetzung beziehen, insbesondere für

i) die Träger politischer Konzepte und Entscheidungen,

ii) besonders gefährdete Bevölkerungsgruppen;

b) die Bereitstellung von Informationen für die Öffentlichkeit;

c) die Ausbildung, auch für Arbeitnehmer, Wissenschaftler, Lehrkräfte sowie Fach- und

Führungskräfte.
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(3) Unbeschadet der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom

28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen 1 werden

Informationen über Gesundheit und Sicherheit des Menschen und über die Umwelt nicht als

vertraulich betrachtet. Die Kommission und die Mitgliedstaaten, die andere Informationen mit

Drittländern austauschen, schützen vertrauliche Informationen gemäß den getroffenen Absprachen.

Artikel 11

Technische Hilfe

Im Einklang mit den Artikeln 12 und 13 des Übereinkommens leisten die Kommission und die

Mitgliedstaaten auf Anfrage und im Rahmen der verfügbaren Mittel Entwicklungsländern und

Ländern mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen gemeinsam angemessene und

rechtzeitige technische und finanzielle Hilfe, um diese Länder unter Berücksichtigung ihrer

speziellen Bedürfnisse bei der Entwicklung und Stärkung ihrer Fähigkeit zur vollständigen

Erfüllung ihrer Verpflichtungen aufgrund des Übereinkommens zu unterstützen. Diese Hilfe kann

auch über Nichtregierungsorganisationen geleitet werden.

Artikel 12

Berichterstattung

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission alle drei Jahre Informationen über die

Anwendung dieser Verordnung, einschließlich Informationen über Verstöße und Sanktionen.

                                                
1 ABl. L 41 vom 14.2.2003, S. 26.
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(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission jährlich statistische Daten über den

tatsächlichen oder geschätzten Gesamtumfang der Herstellung und des Inverkehrbringens aller in

Anhang I oder II aufgelisteten Stoffe.

(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission innerhalb von drei Jahren nach

Inkrafttreten dieser Verordnung und danach alle drei Jahre folgende Angaben:

a) zusammenfassende Informationen aus den gemäß Artikel 5 Absatz 2 eingegangenen

Mitteilungen über Lagerbestände;

b) zusammenfassende Informationen aus den gemäß Artikel 6 Absatz 1 erstellten Freisetzungs-

verzeichnissen;

c) zusammenfassende Informationen gemäß Artikel 9 über das Vorhandensein von Dioxinen,

Furanen und PCB, wie in Anhang III angegeben, in der Umwelt.

(4) Für die von den Mitgliedstaaten gemäß den Absätzen 1, 2 und 3 zu übermittelnden

Daten und Informationen arbeitet die Kommission gemäß dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten

Verfahren vorab ein gemeinsames Format aus.

(5) Die Kommission erstellt für die im Übereinkommen aufgelisteten Stoffe in Abständen,

die von der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens festgelegt werden, auf der

Grundlage der von den Mitgliedstaaten gemäß Absatz 2 übermittelten Informationen einen Bericht

und legt diesen dem Sekretariat des Übereinkommens vor.
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(6) Die Kommission erstellt alle drei Jahre einen Bericht über die Anwendung dieser

Verordnung und nimmt diesen zusammen mit den im Rahmen des durch die Entscheidung

2000/479/EG 1 eingerichteten Europäischen Schadstoffemissionsregisters (EPER) und des

Emissionsverzeichnisses CORINAIR des Programms über die Zusammenarbeit bei der Messung

und Bewertung der weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden Stoffen in Europa (EMEP)

bereits verfügbaren Informationen und den von den Mitgliedstaaten gemäß den Absätzen 1, 2 und 3

übermittelten Informationen in einen zusammenfassenden Bericht auf. Dieser Bericht umfasst auch

Informationen über die Anwendung der in Artikel 7 Absatz 4 genannten Ausnahmen. Die

Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat eine Zusammenfassung dieses Berichts

vor und macht sie der Öffentlichkeit unverzüglich zugänglich.

Artikel 13

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften über Sanktionen, die bei Verstößen gegen Bestimmungen

dieser Verordnung zu verhängen sind, und treffen die zu ihrer Durchsetzung erforderlichen

Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend

sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften spätestens ein Jahr nach

Inkrafttreten dieser Verordnung mit und melden ihr umgehend alle späteren Änderungen, die diese

betreffen.

                                                
1 Entscheidung 2000/479/EG der Kommission vom 17. Juli 2000 über den Aufbau eines

Europäischen Schadstoffemissionsregisters (EPER) gemäß Artikel 15 der Richtlinie 96/61/EG
des Rates über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung
(IPPC) (ABl. L 192 vom 28.7.2000, S. 36).
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Artikel 14

Änderung der Anhänge

(1) Wird ein Stoff in das Übereinkommen oder das Protokoll aufgenommen, so nimmt die

Kommission gegebenenfalls eine entsprechende Änderung der Anhänge I bis III gemäß dem in

Artikel 16 Absatz 2 genannten Verfahren vor.

Wird ein Stoff in das Übereinkommen oder das Protokoll aufgenommen, nimmt die Kommission

gegebenenfalls eine entsprechende Änderung des Anhangs IV gemäß dem in Artikel 17 Absatz 2

genannten Verfahren vor.

(2) Änderungen von bestehenden Einträgen in den Anhängen I bis III, einschließlich ihrer

Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt, werden von der Kommission

gemäß dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten Verfahren vorgenommen.

(3) Änderungen von bestehenden Einträgen in Anhang IV und Änderungen des Anhangs V,

einschließlich ihrer Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt, werden von

der Kommission gemäß dem in Artikel 17 Absatz 2 genannten Verfahren vorgenommen.

Artikel 15

Zuständige Behörden

Jeder Mitgliedstaat benennt die zuständige(n) Behörde(n), die die im Rahmen dieser Verordnung

erforderlichen administrativen Aufgaben wahrnimmt/wahrnehmen. Die Mitgliedstaaten teilen der

Kommission spätestens drei Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung die benannten Behörden

mit.
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Artikel 16

Ausschuss für allgemeine Angelegenheiten

(1) Die Kommission wird in allen Angelegenheiten im Rahmen dieser Verordnung, außer

den mit Abfällen zusammenhängenden Angelegenheiten, von dem durch Artikel 29 der

Richtlinie 67/548/EWG eingesetzten Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 und 7 des

Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG wird auf drei Monate

festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 17

Ausschuss für Abfallangelegenheiten

(1) Die Kommission wird in den mit Abfällen zusammenhängenden Angelegenheiten im

Rahmen dieser Verordnung von dem durch Artikel 18 der Richtlinie 75/442/EWG eingesetzten

Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 und 7 des

Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG wird auf drei Monate

festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
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Artikel 18

Änderung der Richtlinie 79/117/EWG

Im Anhang der Richtlinie 79/117/EWG werden in Teil B "Beständige organische

Chlorverbindungen" die Punkte 1 bis 8 gestrichen.

Artikel 19

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der

Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Strasbourg am 29. April 2004.

Im Namen des Europäischen Parlaments In Namen des Rates

Der Präsident Der Präsident

P. COX M. McDOWELL
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ANHANG I

LISTE DER VERBOTENEN STOFFE

Teil A - Stoffe, die im Übereinkommen und im Protokoll aufgelistet sind

STOFF CAS-Nr. EU-Nr. AUSNAHME FÜR DIE
VERWENDUNG ALS

ZWISCHENPRODUKT ODER
ANDERE SPEZIFIKATION

Aldrin 309-00-2 206-215-8 -

Chlordan 57-74-9 200-349-0 -

Dieldrin 60-57-1 200-484-5 -

Endrin 72-20-8 200-775-7 -

Heptachlor 76-44-8 200-962-3 -

Hexachlorbenzol 118-74-1 200-273-9 -

Mirex 2385-85-5 219-196-6 -

Toxaphen 8001-35-2 232-283-3 -
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polychlorierte
Biphenyle (PCB)

1336-36-3
und Andere

215-648-1
und Andere

Unbeschadet der Richtlinie
96/59/EG dürfen Artikel, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Verordnung bereits verwendet
wurden, weiter verwendet werden.

DDT (1,1,1-Trichlor-
2,2-bis(4-
chlorphenyl)ethan)

50-29-3 200-024-3 Die Mitgliedstaaten können die
jeweils auf einen bestimmten
Standort beschränkte bestehende
Herstellung und Verwendung von
DDT als Zwischenprodukt bei der
Herstellung von Dicofol in einem
geschlossenen Systemin
Übereinstimmung mit Artikel 4
Absatz 3 dieser Verordnung bis
zum 1. Januar 2014 zulassen.

Die Kommission überprüft diese
Ausnahme bis zum 31.12.2008
anhand des Ergebnisses der
Bewertung im Rahmen der
Richtlinie 91/414/EWG 1.

                                                
1 Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von

Pflanzenschutzmitteln (ABl. L 230 vom 19.8.1991, S. 1). Zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2004/30/EG der Kommission (ABl. L 77 vom 13.3.2004, S. 50).
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Teil B - Stoffe, die nur im Protokoll aufgelistet sind

STOFF CAS-Nr. EU-Nr. AUSNAHME FÜR DIE
VERWENDUNG ALS

ZWISCHENPRODUKT ODER
ANDERE SPEZIFIKATION

Chlordecon 143-50-0 205-601-3 -

Hexabrombiphenyl 36355-01-8 252-994-2 -

HCH, einschließlich
Lindan

608-73-1,
58-89-9

210-168-9,
200-401-2

Die Mitgliedstaaten können
folgende Verwendungszwecke als
Ausnahmen zulassen:

a) bis zum 1.9.2006:

- professionelle
Schutzbehandlung und
industrielle Behandlung von
Schnitt-, Bau- und
Rundholz;

- industrielle und private
Anwendung in
Innenräumen.

b) bis zum 31.12.2007:

- technisches HCH zur
Verwendung als
Zwischenprodukt in der
Chemieproduktion;

- Produkte, bei denen
mindestens 99 % des HCH-
Isomers in der Gamma-
Form vorliegen (d.h.
Lindan), sind auf den
Einsatz als Insektizid im
öffentlichen Gesundheits-
wesen und im Veterinär-
wesen beschränkt.

________________________
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ANHANG II

LISTE DER STOFFE, DIE BESCHRÄNKUNGEN UNTERLIEGEN

Teil A - Stoffe, die im Übereinkommen und im Protokoll aufgelistet sind

STOFF CAS-Nr. EU-Nr. EINZELHEITEN DER
BESCHRÄNKUNG

-

Teil B – Stoffe, die nur im Protokoll aufgelistet sind

STOFF CAS-Nr. EU-Nr. EINZELHEITEN DER
BESCHRÄNKUNG

________________________
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ANHANG III

LISTE DER STOFFE, DIE BESTIMMUNGEN ZUR VERRINGERUNG DER FREISETZUNG

UNTERLIEGEN

STOFF (CAS-Nummer)

polychlorierte Dibenzo-p-dioxine und
Dibenzofurane (PCDD/PCDF)
Hexachlorbenzol (HCB)
(CAS-Nr.: 118-74-1)
polychlorierte Biphenyle (PCB)
polycyclische aromatische
Kohlenwasserstoffe (PAH) 1
_______________
1 Für Emissionsregister sind folgende

vier Verbindungen als Indikatoren
heranzuziehen: Benzo(a)pyren,
Benzo(b)fluoranthen,
Benzo(k)fluoranthen und
Indeno(1,2,3-cd)pyren.

________________________
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ANHANG IV

LISTE DER STOFFE, DIE ABFALLWIRTSCHAFTSBESTIMMUNGEN

GEMÄSS ARTIKEL 7 UNTERLIEGEN

STOFF CAS-Nr. EU-Nr. KONZENTRATIONSGRENZEN
GEMÄSS ART. 7 ABS. 4

BUCHST. a, in ppm (Teile pro
Million)

Aldrin 309-00-2 206-215-8

Chlordan 57-74-9 200-349-0

Dieldrin 60-57-1 200-484-5

Endrin 72-20-8 200-775-7

Heptachlor 76-44-8 200-962-3

Hexachlorbenzol 118-74-1 200-273-9

Mirex 2385-85-5 219-196-6

Toxaphen 8001-35-2 232-283-3

polychlorierte
Biphenyle (PCB)

1336-36-3 und
Andere

215-648-1

DDT (1,1,1-Trichlor-
2,2-bis(4-
chlorphenyl)ethan)

50-29-3 200-024-3

Chlordecon 143-50-0 205-601-3

polychlorierte
Dibenzo-p-dioxine
und Dibenzofurane
(PCDD/PCDF)

HCH, einschließlich
Lindan

608-73-1,
58-89-9

210-168-9,
200-401-2

Hexabromobiphenyl 36355-01-8 252-994-2

________________________
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ANHANG V

BEHANDLUNG VON ABFÄLLEN

Teil 1 Beseitigung und Verwertung gemäß Artikel 7 Absatz 2

Folgende Beseitigungs- und Verwertungsverfahren gemäß Anhang IIA und IIB der Richtlinie

75/442/EWG sind für die Zwecke des Artikels 7 Absatz 2 zugelassen, wenn sie so angewendet

werden, dass der Gehalt an persistenten organischen Schadstoffen zerstört oder unumkehrbar

umgewandelt wird:

D9 chemisch/physikalische Behandlung,

D10 Verbrennung an Land und

R1 Hauptverwendung als Brennstoff oder andere Mittel der Energieerzeugung, mit

Ausnahme PCB-haltiger Abfälle.

Ein Vorbehandlungsverfahren vor der Zerstörung oder unumkehrbaren Umwandlung gemäß diesem

Teil dieses Anhangs kann durchgeführt werden, vorausgesetzt, dass ein in Anhang IV aufgelisteter

Stoff, der während der Vorbehandlung von dem Abfall isoliert wird, anschließend gemäß diesem

Teil dieses Anhangs beseitigt wird. Zusätzlich können vor der genannten Vorbehandlung oder vor

der Zerstörung oder unumkehrbaren Umwandlung gemäß diesem Teil dieses Anhangs Verfahren

der Umverpackung und zeitweiligen Lagerung durchgeführt werden.

Teil 2 Abfälle und Verfahren, für die Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b gilt

Folgende Verfahren werden für die Zwecke des Artikels 7 Absatz 4 Buchstabe b bezüglich der

angegebenen Abfälle zugelassen, die durch den sechsstelligen Code in der Entscheidung

2000/532/EG1 definiert sind:

                                                
1 Entscheidung 2000/532/EG der Kommission vom 3. Mai 2000 zur Ersetzung der

Entscheidung 94/3/EG über ein Abfallverzeichnis gemäß Artikel 1 Buchstabe a der Richtlinie
75/442/EWG des Rates über Abfälle und der Entscheidung 94/904/EG des Rates über ein
Verzeichnis gefährlicher Abfälle im Sinne von Artikel 1 Absatz 4 der Richtlinie 91/689/EWG
des Rates über gefährliche Abfälle (ABl. L 226 vom 6.9.2000, S. 3). Zuletzt geändert durch
die Entscheidung 2001/573/EG des Rates (ABl. L 203 vom 28.7.2001, S. 18).
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Abfälle, eingestuft gemäß der Entscheidung 2000/532/EG
der Kommission

Höchstwerte für
die Konzentration
der in Anhang IV

aufgelisteten
Stoffe

Verfahren

10 ABFÄLLE AUS THERMISCHEN
PROZESSEN

10 01 Abfälle aus Kraftwerken und anderen
Verbrennungsanlagen (außer 19)

10 01 14 * Rost- und Kesselaschen und Kesselstaub aus
der Abfallmittverbrennung, die gefährliche
Stoffe enthalten

10 01 16 * Filterstäube aus der Abfallmitverbrennung,
die gefährliche Stoffe enthalten
Abfälle aus der Eisen- und Stahlindustrie

Permanente Lagerung
nur:
- unter Tage in
sicheren, tief
gelegenen
Felsformationen oder
- in Salzbergwerken,
- auf Deponien für
gefährliche Abfälle
(vorausgesetzt die
Abfälle sind, soweit
technisch
durchführbar,
verfestigt oder
stabilisiert, wie
erforderlich für eine
Zuordnung der
Abfälle in
Gruppe 19 03 der
Entscheidung
2000/532/EG)

10 02 Hierbei müssen die
Bestimmungen der
Richtlinie 1999/31/EG
des Rates1 und der
Entscheidung
2003/33/EG des
Rates2 eingehalten
werden, und es muss
nachgewiesen worden
sein, dass das
gewählte Verfahren
unter Umwelt-
gesichtspunkten
vorzuziehen ist.

                                                
1 Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien (ABl. L 182 vom

16.7.1999, S. 1). Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.
2 Entscheidung 2003/33/EG des Rates vom 19. Dezember 2002 zur Festlegung von Kriterien und

Verfahren für die Annahme von Abfällen auf Abfalldeponien gemäß Artikel 16 und Anhang II der
Richtlinie 1999/31/EG (ABl. L 11 vom 16.1.2003, S. 27).
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Abfälle, eingestuft gemäß der Entscheidung 2000/532/EG
der Kommission

Höchstwerte für
die Konzentration
der in Anhang IV

aufgelisteten
Stoffe

Verfahren

10 02 07* feste Abfälle aus der Abgasbehandlung, die
gefährliche Stoffe enthalten

10 03 Abfälle aus der thermischen Aluminium-
Metallurgie

10 03 04* Schlacken aus der Erstschmelze
10 03 08* Salzschlacken aus der Zweitschmelze
10 03 09* schwarze Krätzen aus der Zweitschmelze
10 03 19* Filterstaub, der gefährliche Stoffe enthält

10 03 21*
andere Teilchen und Staub (einschließlich
Kugelmühlenstaub), die gefährliche Stoffe
enthalten

10 03 29*
gefährliche Stoffe enthaltende Abfälle aus
der Behandlung von Salzschlacken und
schwarzen Krätzen

10 04 Abfälle aus der thermischen Bleimetallurgie
10 04 01* Schlacken (Erst- und Zweitschmelze)

10 04 02* Krätzen und Abschaum (Erst- und
Zweitschmelze)

10 04 04* Filterstaub
10 04 05* andere Teilchen und Staub
10 04 06* feste Abfälle aus der Abgasbehandlung
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Abfälle, eingestuft gemäß der Entscheidung 2000/532/EG
der Kommission

Höchstwerte für
die Konzentration
der in Anhang IV

aufgelisteten
Stoffe

Verfahren

10 05 Abfälle aus der thermischen Zinkmetallurgie
10 05 03* Filterstaub
10 05 05* feste Abfälle aus der Abgasbehandlung

10 06 Abfälle aus der thermischen
Kupfermetallurgie

10 06 03* Filterstaub
10 06 06* feste Abfälle aus der Abgasbehandlung

10 08 Abfälle aus sonstiger thermischer
Nichteisenmetallurgie

10 08 08* Salzschlacken (Erst- und Zweitschmelze)
10 08 15* Filterstaub, der gefährliche Stoffe enthält
10 09 Abfälle vom Gießen von Eisen und Stahl
10 09 09* Filterstaub, der gefährliche Stoffe enthält

16 ABFÄLLE, DIE NICHT ANDERSWO IM
VERZEICHNIS AUFGEFÜHRT SIND

16 11 gebrauchte Auskleidungen und feuerfeste
Materialien

16 11 01*
Auskleidungen und feuerfeste Materialien
auf Kohlenstoffbasis aus metallurgischen
Prozessen, die gefährliche Stoffe enthalten

16 11 03*
andere Auskleidungen und feuerfeste
Materialien aus metallurgischen Prozessen,
die gefährliche Stoffe enthalten
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Abfälle, eingestuft gemäß der Entscheidung 2000/532/EG
der Kommission

Höchstwerte für
die Konzentration
der in Anhang IV

aufgelisteten
Stoffe

Verfahren

17
BAU- UND ABBRUCHABFÄLLE
(EINSCHLIESSLICH AUSHUB VON
VERUNREINIGTEN STANDORTEN)

17 01 Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik

17 01 06*
Gemische aus oder getrennte Fraktionen von
Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik, die
gefährliche Stoffe enthalten

17 05
Boden (einschließlich Aushub von
verunreinigten Standorten), Steine und
Baggergut

17 05 03* anorganischer Anteil von Boden und
Steinen, die gefährliche Stoffe enthalten

17 09 Sonstige Bau- und Abbruchabfälle

17 09 02*
Bau- und Abbruchabfälle, die PCB
enthalten, ausgenommen Geräte, die PCB
enthalten

17 09 03*
sonstige Bau- und Abbruchabfälle
(einschließlich gemischter Abfälle), die
gefährliche Stoffe enthalten

Permanente
Lagerung nur:
- unter Tage in
sicheren, tief
gelegenen
Felsformationen,
- in
Salzbergwerken
oder
- auf Deponien
für gefährliche
Abfälle1

(vorausgesetzt
die Abfälle sind,
soweit technisch
durchführbar,
verfestigt oder
stabilisiert, wie
erforderlich für
eine Zuordnung
der Abfälle in
Gruppe 19 03
der Entscheidung
2000/532/EG)

                                                
1 Ausgenommen sind Abfälle, die mit einer Konzentration von mehr als 50 ppm PCB enthalten

oder damit verunreinigt sind.
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Abfälle, eingestuft gemäß der Entscheidung
2000/532/EG der Kommission

Höchstwerte für
die Konzentration
der in Anhang IV

aufgelisteten
Stoffe

Verfahren

Hierbei müssen die
Bestimmungen der
Richtlinie
1999/31/EG und
der Entscheidung
2003/33/EG
eingehalten
werden, und es
muss nachge-
wiesen worden
sein, dass das
gewählte
Verfahren unter
Umweltgesichts-
punkten
vorzuziehen ist.
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19

ABFÄLLE AUS
ABFALLBEHANDLUNGSANLAGEN,
ÖFFENTLICHEN
ABWASSERBEHANDLUNGSANLAGEN
SOWIE DER AUFBEREITUNG VON
WASSER FÜR DEN MENSCHLICHEN
GEBRAUCH UND WASSER FÜR
INDUSTRIELLE ZWECKE

19 01 Abfälle aus der Verbrennung oder Pyrolyse
von Abfällen

19 01 07* feste Abfälle aus der Abgasbehandlung

19 01 11* Rost- und Kesselaschen sowie Schlacken,
die gefährliche Stoffe enthalten

19 01 13* Filterstaub, der gefährliche Stoffe enthält
19 01 15* Kesselstaub, der gefährliche Stoffe enthält

19 04 verglaste Abfälle und Abfälle aus der
Verglasung

19 04 02* Filterstaub und andere Abfälle aus der
Abgasbehandlung

19 04 03*

nicht verglaste Festphase

Permanente Lagerung
nur
- unter Tage in
sicheren, tief
gelegenen
Felsformationen,
- in Salzbergwerken
oder
- auf Deponien für
gefährliche Abfälle
(vorausgesetzt die
Abfälle sind, soweit
technisch
durchführbar,
verfestigt oder
stabilisiert, wie
erforderlich für eine
Zuordnung der
Abfälle in
Gruppe 19 03 der
Entscheidung
2000/532/EG)

Hierbei müssen die
Bestimmungen der
Richtlinie 1999/31/EG
und der Entscheidung
2003/33/EG
eingehalten werden,
und es muss
nachgewiesen worden
sein, dass das
gewählte Verfahren
unter Umweltgesichts-
punkten vorzuziehen
ist.

Sämtliche mit einem Sternchen (*) gekennzeichnete Abfälle gelten als gefährliche Abfälle gemäß
der Richtlinie 91/689/EWG über gefährliche Abfälle und unterliegen den Bestimmungen der
genannten Richtlinie.

________________________
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RICHTLINIE 2004/37/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 29. April 2004

über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei
der Arbeit (Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1

der Richtlinie 89/391/EWG des Rates)
 (kodifizierte Fassung)

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf

Artikel 137 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1,

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags 2,

                                                
1 ABl. C 368 vom 20.12.1999, S. 18.
2 Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 2. September 2003 (noch nicht im

Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 30. März 2004.
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in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 90/394/EWG des Rates vom 28. Juni 1990 über den Schutz der Arbeitnehmer

gegen Gefährdung durch Karzinogene bei der Arbeit (Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von

Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG)1 ist mehrfach in wesentlichen Punkten geän-

dert worden2. Aus Gründen der Klarheit und der Übersichtlichkeit empfiehlt es sich, die

genannte Richtlinie zu kodifizieren.

(2) Die Einhaltung von Mindestvorschriften, mit denen sich ein höheres Niveau an Sicherheit und

Gesundheitsschutz im Rahmen des Schutzes der Arbeitnehmer gegen die Gefährdung durch

Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit sicherstellen lässt, ist ein zwingendes Erfordernis,

um die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer zu gewährleisten; hierdurch

soll auch ein Mindestmaß an Schutz für alle Arbeitnehmer in der Gemeinschaft geschaffen

werden.

(3) Diese Richtlinie ist eine Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie

89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die Durchführung von Maßnahmen zur Ver-

besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit3. Die

Bestimmungen jener Richtlinie finden daher unbeschadet strengerer und/oder spezifischer

Bestimmungen in der vorliegenden Richtlinie in vollem Umfang Anwendung auf die Exposi-

tion der Arbeitnehmer gegenüber Karzinogenen oder Mutagenen.

(4) Es muss ein einheitliches, für die ganze Gemeinschaft geltendes Niveau des Schutzes gegen

die Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene festgelegt werden, und zwar nicht durch

detaillierte Vorschriften, sondern durch einen Rahmen allgemeiner Grundsätze, innerhalb

dessen die Mitgliedstaaten die Mindestvorschriften entsprechend anwenden können.

                                                
1 ABl. L 196 vom 26.7.1990, S. 1. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 1999/38/EG (ABl. L 138

vom 1.6.1999, S. 66).
2 Siehe Anhang IV Teil A.
3 ABl. L 183 vom 29.6.1989, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1). 



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 158/
_______________________________________________________________________________

52

(5) Keimzellenmutagene sind Stoffe, die bleibende qualitative oder quantitative Veränderungen

des genetischen Materials einer Keimzelle auslösen können, die zu einer Änderung der

phänotypischen Merkmale dieser Zelle führen und auf künftige Generationen von Tochter-

zellen übertragen werden können.

(6) Aufgrund ihrer Wechselwirkung mit der DNA haben Keimzellenmutagene wahrscheinlich

karzinogene Wirkung.

(7) Die Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und

Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher

Stoffe1 enthält in ihrem Anhang VI Einstufungskriterien und Angaben zur Kennzeichnung für

jeden Stoff.

(8) Die Richtlinie 1999/45/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 1999 zur

Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung,

Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen2 enthält Angaben zur Einstufung

und Kennzeichnung gefährlicher Zubereitungen.

(9) Arbeitnehmer müssen in Bezug auf Zubereitungen, die ein oder mehrere Karzinogene oder

Mutagene enthalten, und auf bei der Arbeit entstehende karzinogene oder mutagene Verbin-

dungen in allen Arbeitssituationen geschützt werden.

(10) Soll das größtmögliche Maß an Sicherheit gewährleistet werden, so ist es bei einigen Arbeits-

stoffen erforderlich, sämtliche Resorptionswege einschließlich der Möglichkeit einer Haut-

penetration zu berücksichtigen.

                                                
1 ABl. 196 vom 16.8.1967, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003

(ABl. L 122 vom 16.5.2003, S. 36).
2 ABl. L 200 vom 30.7.1999, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003

(ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1).
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(11) Beim gegenwärtigen Stand der wissenschaftlichen Kenntnisse kann ein Niveau, unter dem

eine Gefährdung der Gesundheit nicht mehr gegeben ist, nicht festgelegt werden, jedoch wird

durch eine Verringerung der Exposition gegenüber Karzinogenen oder Mutagenen diese

Gefährdung vermindert.

(12) Um einen Beitrag zu einer Verminderung der Gefährdung zu leisten, sollten Grenzwerte und

andere damit unmittelbar zusammenhängende Bestimmungen für alle Karzinogene oder

Mutagene festgelegt werden, bei denen dies aufgrund der verfügbaren Informationen, ein-

schließlich wissenschaftlicher und technischer Daten, möglich ist.

(13) Grenzwerte berufsbedingter Exposition sind als wichtiger Bestandteil der allgemeinen Vor-

kehrungen zum Schutz der Arbeitnehmer anzusehen. Derartige Grenzwerte müssen revidiert

werden, wenn sich dies angesichts neuerer wissenschaftlicher Daten als erforderlich erweist.

(14) Beim Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer sollte das Vorsorgeprinzip gelten.

(15) Zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der durch Karzinogene oder Mutagene gefährde-

ten Arbeitnehmer müssen vorbeugende Maßnahmen getroffen werden.

(16) Diese Richtlinie bildet eine konkrete Maßnahme im Rahmen der Verwirklichung der sozialen

Dimension des Binnenmarktes.

(17) Gemäß dem Beschluss 74/325/EWG des Rates1 hat die Kommission den Beratenden Aus-

schuss für Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz im Hinblick auf die Ausarbeitung der

Vorschläge der von der vorliegenden Richtlinie erfassten Richtlinien angehört.

(18) Diese Richtlinie lässt die Pflichten der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Fristen für die Umset-

zung in nationales Recht der in Anhang IV Teil B aufgeführten Richtlinien unberührt —

                                                
1 ABl. L 185 vom 9.7.1974, S. 15. Aufgehoben durch den Beschluss des Rates vom 22. Juli

2003 (ABl. C 218 vom 13.9.2003, S. 1). 
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Ziel

1. Ziel dieser Richtlinie ist der Schutz der Arbeitnehmer - einschließlich der Vorbeugung -

gegen die Gefährdung ihrer Sicherheit und Gesundheit, die aus einer Exposition gegenüber

Karzinogenen oder Mutagenen bei der Arbeit erwächst oder erwachsen kann.

In ihr werden die einschlägigen Mindestvorschriften einschließlich Grenzwerte festgelegt.

2. Diese Richtlinie gilt nicht für Arbeitnehmer, die nur den unter den Vertrag zur Gründung

der Europäischen Atomgemeinschaft fallenden Strahlungen ausgesetzt sind.

3. Die Richtlinie 89/391/EWG findet auf den gesamten in Absatz 1 genannten Bereich in

vollem Umfang Anwendung, unbeschadet strengerer und/oder spezifischer Bestimmungen

der vorliegenden Richtlinie.
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4. Für Asbest, der unter die Richtlinie 83/477/EWG1 fällt, gelten die Bestimmungen der vor-

liegenden Richtlinie, soweit sie ein höheres Sicherheits- und Gesundheitsschutzniveau bei

der Arbeit vorsehen.

Artikel 2

Definitionen

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet

a) "Karzinogen"

i) einen Stoff, der die in Anhang VI der Richtlinie 67/548/EWG genannten Kriterien

für die Einstufung als krebserzeugender Stoff der Kategorie 1 oder 2 erfüllt;

ii) eine Zubereitung, die einen oder mehrere der in Ziffer i) genannten Stoffe enthält,

sofern die Konzentration eines oder mehrerer der einzelnen Stoffe die Anforderun-

gen für Konzentrationsgrenzen für die Einstufung einer Zubereitung als krebs-

erzeugender Stoff der Kategorie 1 oder 2 erfüllt, die vorgeschrieben sind

– entweder in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG

– oder in Anhang II Teil B der Richtlinie 1999/45/EG, sofern der Stoff bzw. die

Stoffe in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG nicht aufgeführt sind oder ohne

Konzentrationsgrenzen aufgeführt sind;

                                                
1 Richtlinie 83/477/EWG des Rates vom 19. September 1983 über den Schutz der

Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Asbest am Arbeitsplatz (Zweite Einzelrichtlinie im
Sinne des Artikels 8 der Richtlinie 80/1107/EWG) (ABl. L 263 vom 24.9.1983, S. 25).
Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2003/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
(ABl. L 97 vom 15.4.2003, S. 48). 
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iii) einen Stoff, eine Zubereitung oder ein Verfahren gemäß Anhang I der vorliegenden

Richtlinie sowie einen Stoff oder eine Zubereitung, der bzw. die durch ein in diesem

Anhang genanntes Verfahren freigesetzt wird;

b) "Mutagen"

i) einen Stoff, der die in Anhang VI der Richtlinie 67/548/EWG genannten Kriterien

für die Einstufung als erbgutverändernder Stoff der Kategorie 1 oder 2 erfüllt;

ii) eine Zubereitung, die einen oder mehrere der in Ziffer i) genannten Stoffe enthält,

sofern die Konzentration eines oder mehrerer der einzelnen Stoffe die Anforderun-

gen für Konzentrationsgrenzen für die Einstufung einer Zubereitung als erbgut-

verändernder Stoff der Kategorie 1 oder 2 erfüllt, die vorgeschrieben sind

– entweder in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG

– oder in Anhang II Teil B der Richtlinie 1999/45/EG, sofern der Stoff oder die

Stoffe in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG nicht oder ohne Konzentrati-

onsgrenzen aufgeführt sind;

c) "Grenzwert", sofern nicht anders angegeben, die Grenze des zeitlich gewogenen

Mittelwerts der Konzentration für ein Karzinogen oder Mutagen in der Luft im

Atembereich eines Arbeitsnehmers innerhalb eines in Anhang III der vorliegenden

Richtlinie angegebenen Referenzzeitraums.
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Artikel 3

Anwendungsbereich - Ermittlung und Bewertung der Gefahren

1. Diese Richtlinie gilt für Tätigkeiten, bei denen Arbeitnehmer aufgrund ihrer Arbeit Karzi-

nogenen oder Mutagenen ausgesetzt sind oder sein können.

2. Für jede Tätigkeit, bei der eine Exposition gegenüber Karzinogenen oder Mutagenen auf-

treten kann, müssen die Art, das Ausmaß und die Dauer der Exposition der Arbeitnehmer

ermittelt werden, damit alle Gefahren für die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeit-

nehmer bewertet und entsprechende Maßnahmen festgelegt werden können.

Diese Bewertung muss in regelmäßigen Abständen und auf jeden Fall bei jeder Änderung

der Bedingungen, die sich auf die Exposition der Arbeitnehmer gegenüber Karzinogenen

oder Mutagenen auswirken können, erneut vorgenommen werden.

Der Arbeitgeber muss den zuständigen Behörden auf Aufforderung die dieser Bewertung

zugrunde liegenden Kriterien mitteilen.

3. Bei der Risikobewertung sind alle sonstigen Expositionswege, z. B. Aufnahme in und/oder

über die Haut, zu berücksichtigen.

4. Die Arbeitgeber widmen bei der Risikobewertung etwaigen Auswirkungen auf die Sicher-

heit und die Gesundheit besonders gefährdeter Arbeitnehmer besondere Aufmerksamkeit

und prüfen unter anderem, ob es sich empfiehlt, diese Arbeitnehmer nicht in Bereichen zu

beschäftigen, in denen sie mit Karzinogenen oder Mutagenen in Berührung kommen kön-

nen.
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KAPITEL II

PFLICHTEN DER ARBEITGEBER

Artikel 4

Verringerung und Ersatz

1. Der Arbeitgeber verringert die Verwendung eines Karzinogens oder Mutagens am Arbeits-

platz, insbesondere indem er es, soweit dies technisch möglich ist, durch Stoffe, Zuberei-

tungen oder Verfahren ersetzt, die bei ihrer Verwendung bzw. Anwendung nicht oder

weniger gefährlich für die Gesundheit und gegebenenfalls für die Sicherheit der Arbeit-

nehmer sind.

2. Der Arbeitgeber teilt der zuständigen Behörde auf Anforderung das Ergebnis seiner Unter-

suchungen mit.

Artikel 5

Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung einer Exposition

1. Ergibt sich aus den Ergebnissen der in Artikel 3 Absatz 2 vorgesehenen Bewertung ein

Risiko für die Sicherheit oder die Gesundheit der Arbeitnehmer, so muss die Exposition

der Arbeitnehmer vermieden werden.

2. Ist die Substitution des Karzinogens oder Mutagens durch Stoffe, Zubereitungen oder

Verfahren, die bei ihrer Verwendung bzw. Anwendung nicht oder weniger gefährlich für

die Sicherheit und Gesundheit sind, technisch nicht möglich, so sorgt der Arbeitgeber

dafür, dass die Herstellung und die Verwendung des Karzinogens oder Mutagens, soweit

technisch möglich, in einem geschlossenen System stattfinden.
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3. Ist die Anwendung eines geschlossenen Systems technisch nicht möglich, so sorgt der

Arbeitgeber dafür, dass die Exposition der Arbeitnehmer auf das Geringste technisch mög-

liche Niveau verringert wird.

4. Die in Anhang III aufgeführten Grenzwerte für Karzinogene dürfen nicht überschritten

werden.

5. In all den Fällen, in denen ein Karzinogen oder Mutagen verwendet wird, wendet der

Arbeitgeber die folgenden Maßnahmen an:

a) Begrenzung der Karzinogen- oder Mutagenmengen am Arbeitsplatz;

b) Begrenzung der Zahl der Arbeitnehmer, die exponiert werden oder exponiert werden

können, auf das geringstmögliche Maß;

c) Gestaltung der Arbeitsverfahren und der technischen Maßnahmen mit dem Ziel, am

Arbeitsplatz die Freisetzung von Karzinogenen oder Mutagenen zu vermeiden oder

möglichst gering zu halten;

d) Abführung der Karzinogene oder Mutagene an der Quelle, geeignete lokale Absaug-

vorrichtung oder geeignete allgemeine Lüftungsanlage, die mit dem erforderlichen

Schutz der öffentlichen Gesundheit und der Umwelt vereinbar sind;

e) Anwendung vorhandener geeigneter Messverfahren für Karzinogene oder Mutagene,

insbesondere zur frühzeitigen Ermittlung anormaler Expositionen infolge eines un-

vorhersehbaren Ereignisses oder eines Unfalls;

f) Anwendung geeigneter Arbeitsverfahren und -methoden;
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g) kollektive und/oder - dort, wo eine andere Lösung zur Vermeidung einer Exposition

nicht möglich ist - individuelle Schutzmaßnahmen;

h) Hygienemaßnahmen, insbesondere die regelmäßige Reinigung der Böden, Wände

und anderer Oberflächen;

i) Unterrichtung der Arbeitnehmer;

j) Abgrenzung der Gefahrenbereiche und Anbringung von geeigneten Warn- und

Sicherheitszeichen, einschließlich des Zeichens „Rauchen verboten“, in Bereichen, in

denen die Arbeitnehmer Karzinogenen oder Mutagenen ausgesetzt sind oder ausge-

setzt sein können;

k) Vorkehrungen für Notfälle, in denen anormal hohe Expositionswerte auftreten kön-

nen;

l) Gewährleistung einer sicheren Lagerung, Handhabung und Beförderung, unter ande-

rem durch Verwendung hermetisch verschließbarer und klar, eindeutig und sichtbar

gekennzeichneter Behälter;

m) Gewährleistung der Sicherheit beim Sammeln sowie bei der Lagerung und der

Beseitigung des Abfalls durch die Arbeitnehmer, unter anderem durch Verwendung

hermetisch verschließbarer und klar, eindeutig und sichtbar gekennzeichneter

Behälter.
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Artikel 6

Unterrichtung der zuständigen Behörde

Wenn die Ergebnisse der in Artikel 3 Absatz 2 vorgesehenen Bewertung ein Risiko für die Sicher-

heit oder die Gesundheit der Arbeitnehmer erkennen lassen, müssen die Arbeitgeber der zuständi-

gen Behörde auf Anforderung sachdienliche Informationen über Folgendes zur Verfügung stellen:

a) durchgeführte Tätigkeiten und/oder angewandte industrielle Verfahren und die Gründe für

die Verwendung von Karzinogenen oder Mutagenen;

b) Menge der hergestellten oder verwendeten Stoffe oder Zubereitungen, die Karzinogene

oder Mutagene enthalten;

c) Zahl der exponierten Arbeitnehmer;

d) getroffene Vorbeugungsmaßnahmen;

e) Art der zu verwendenden Schutzausrüstung;

f) Art und Grad der Exposition;

g) Fälle von Substitution.

Artikel 7

Unvorhersehbare Exposition

1. Bei einem unvorhersehbaren Ereignis oder einem Unfall, der eine anormale Exposition der

Arbeitnehmer bedingen könnte, unterrichtet der Arbeitgeber die Arbeitnehmer.
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2. Bis der Normalzustand wieder eingetreten ist und solange die Ursachen der anormalen

Exposition nicht beseitigt sind,

a) haben nur die für Reparaturen und sonstige notwendige Arbeiten benötigten Arbeit-

nehmer Zugang zu dem betroffenen Bereich;

b) werden den betreffenden Arbeitnehmern Schutzkleidung und Atemschutzgeräte zur

Verfügung gestellt, die sie tragen müssen; die Exposition darf nicht von unbegrenzter

Dauer sein und ist für jeden Arbeitnehmer auf das unbedingt erforderliche Mindest-

maß zu beschränken;

c) dürfen Arbeitnehmer ohne Schutzausrüstung nicht in dem betroffenen Bereich

arbeiten.

Artikel 8

Vorhersehbare Exposition

1. Bei bestimmten Tätigkeiten, z. B. Wartungsarbeiten, bei denen die Möglichkeit einer

beträchtlichen Erhöhung der Exposition der Arbeitnehmer vorherzusehen ist und bei denen

jede Möglichkeit weiterer technischer Vorbeugungsmaßnahmen zur Begrenzung dieser

Exposition bereits ausgeschöpft wurde, legt der Arbeitgeber nach Konsultierung der

Arbeitnehmer und/oder ihrer Vertreter in dem Unternehmen oder Betrieb unbeschadet der

Verantwortlichkeit des Arbeitgebers die erforderlichen Maßnahmen fest, um die Dauer der

Exposition der Arbeitnehmer so weit wie möglich zu verkürzen und den Schutz der

Arbeitnehmer während dieser Tätigkeiten zu gewährleisten.

In Anwendung von Unterabsatz 1 werden den betreffenden Arbeitnehmern Schutzkleidung

und Atemschutzgeräte zur Verfügung gestellt, die sie während der gesamten Dauer der

anormalen Exposition tragen müssen; diese darf nicht von unbegrenzter Dauer sein und ist

für jeden Arbeitnehmer auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß zu beschränken.
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2. Es werden geeignete Maßnahmen ergriffen, um die Bereiche, in denen die in Absatz 1

Unterabsatz 1 genannten Tätigkeiten ausgeführt werden, klar abzugrenzen und kenntlich

zu machen oder um mit anderen Mitteln zu verhindern, dass Unbefugte sich Zugang zu

diesen Bereichen verschaffen.

Artikel 9

Zugang zu den Gefahrenbereichen

Die Arbeitgeber treffen geeignete Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die Bereiche, in denen

die Tätigkeiten ausgeführt werden, für die die Ergebnisse der in Artikel 3 Absatz 2 vorgesehenen

Bewertung ein Risiko für die Sicherheit oder die Gesundheit der Arbeitnehmer erkennen lassen, nur

den Arbeitnehmern zugänglich sind, die sie zur Ausübung ihrer Arbeit oder zur Durchführung

bestimmter Aufgaben betreten müssen.

Artikel 10

Hygienemaßnahmen und individuelle Schutzmaßnahmen

1. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, für die Tätigkeiten, bei denen die Gefahr einer Konta-

mination durch Karzinogene oder Mutagene besteht, geeignete Maßnahmen zu treffen, um

zu gewährleisten, dass

a) die Arbeitnehmer in den Arbeitsbereichen, in denen die Gefahr einer Kontamination

durch Karzinogene oder Mutagene besteht, weder essen noch trinken noch rauchen;

b) den Arbeitnehmern geeignete Schutzkleidung oder sonstige geeignete Spezial-

kleidung zur Verfügung gestellt wird;
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c) getrennte Aufbewahrungsmöglichkeiten für die Arbeits- oder Schutzkleidung einer-

seits und die Straßenkleidung andererseits vorgesehen werden;

d) den Arbeitnehmern geeignete und angemessene Toiletten und Waschgelegenheiten

zur Verfügung gestellt werden;

e) die Schutzausrüstungen an einem dafür vorgesehenen Ort sachgerecht aufbewahrt

und nach Möglichkeit vor Gebrauch, in jedem Fall jedoch nach jedem Gebrauch,

überprüft und gereinigt werden;

f) schadhafte Schutzausrüstungen vor erneutem Gebrauch ausgebessert oder ausge-

tauscht werden.

2. Die Kosten für die Maßnahmen gemäß Absatz 1 dürfen nicht zulasten der Arbeitnehmer

gehen.

Artikel 11

Unterrichtung und Unterweisung der Arbeitnehmer

1. Der Arbeitgeber trifft geeignete Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die Arbeitnehmer

und/oder ihre Vertreter im Unternehmen oder Betrieb, insbesondere in Form von Informa-

tionen und Anweisungen, eine ausreichende angemessene Unterweisung auf der Grundlage

aller verfügbaren Auskünfte erhalten in Bezug auf

a) mögliche Gefahren für die Gesundheit, einschließlich der zusätzlichen Risiken durch

Tabakkonsum;

b) Maßnahmen, die zur Verhütung einer Exposition zu ergreifen sind;
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c) Hygienevorschriften;

d) das Tragen und Benutzen von Schutzausrüstung und Schutzkleidung;

e) Maßnahmen, die von den Arbeitnehmern, insbesondere von den Rettungsmann-

schaften, bei Zwischenfällen und zur Verhütung von Zwischenfällen zu treffen sind.

Diese Unterweisung muss

– an die Entwicklung der Gefahrenmomente und an die Entstehung neuer Gefahren

angepasst sein und

– erforderlichenfalls regelmäßig wiederholt werden.

2. Die Arbeitgeber müssen die Arbeitnehmer über Apparaturen und zugehörige Behältnisse,

die Karzinogene oder Mutagene enthalten, unterrichten, dafür sorgen, dass alle Behält-

nisse, Verpackungen und Apparaturen, die Karzinogene oder Mutagene enthalten, mit

einer klaren und leserlichen Aufschrift versehen werden, und gut sichtbare Warn- und

Sicherheitszeichen anbringen lassen.

Artikel 12

Unterrichtung der Arbeitnehmer

Es werden geeignete Maßnahmen getroffen, um zu gewährleisten, dass

a) die Arbeitnehmer und/oder ihre Vertreter in den Unternehmen oder Betrieben nachprüfen

können, ob die Bestimmungen dieser Richtlinie Anwendung finden bzw. zu deren Anwen-

dung herangezogen werden können, und zwar insbesondere in Bezug auf
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i) die mit der Auswahl, dem Tragen und der Verwendung von Schutzkleidung und

Schutzausrüstungen verbundenen Folgen für die Sicherheit und die Gesundheit der

Arbeitnehmer, unbeschadet der Verantwortlichkeiten des Arbeitgebers für die

Bestimmung der Wirksamkeit der Schutzkleidung und der Schutzausrüstungen,

ii) die vom Arbeitgeber festgelegten Maßnahmen im Sinne des Artikels 8 Absatz 1

Unterabsatz 1, unbeschadet der Verantwortlichkeiten des Arbeitgebers für die Fest-

legung dieser Maßnahmen;

b) die Arbeitnehmer und/oder ihre Vertreter in den Unternehmen oder Betrieben bei einer

anormalen Exposition einschließlich der in Artikel 8 genannten Fälle so schnell wie

möglich unterrichtet und über die Ursachen sowie über die bereits getroffenen oder noch

zu treffenden Gegenmaßnahmen informiert werden;

c) der Arbeitgeber eine aktualisierte Liste der Arbeitnehmer führt, die mit Tätigkeiten, für die

die Ergebnisse der in Artikel 3 Absatz 2 vorgesehenen Bewertung ein Risiko für die

Sicherheit oder die Gesundheit der Arbeitnehmer erkennen lassen, beschäftigt sind,

gegebenenfalls - soweit die betreffende Information verfügbar ist - unter Angabe der

Exposition, der sie möglicherweise ausgesetzt waren;

d) der Arzt und/oder die zuständige Behörde sowie jede andere für die Sicherheit oder die

Gesundheit am Arbeitsplatz verantwortliche Person Zugang zu der unter Buchstabe c)

genannten Liste hat;

e) jeder Arbeitnehmer Zugang zu den ihn persönlich betreffenden Angaben in der Liste hat;

f) die Arbeitnehmer und/oder ihre Vertreter in den Unternehmen oder Betrieben Zugang zu

den nicht personenbezogenen Informationen allgemeiner Art haben.
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Artikel 13

Anhörung und Mitwirkung der Arbeitnehmer

Die Anhörung und Mitwirkung der Arbeitnehmer und/oder ihrer Vertreter erfolgt gemäß Artikel 11

der Richtlinie 89/391/EWG hinsichtlich der unter die vorliegende Richtlinie fallenden Bereiche.

KAPITEL III

SONSTIGE BESTIMMUNGEN

Artikel 14

Gesundheitsüberwachung

1. Maßnahmen zur Durchführung einer geeigneten Gesundheitsüberwachung von Arbeit-

nehmern, für die die Ergebnisse der in Artikel 3 Absatz 2 vorgesehenen Bewertung ein

Risiko hinsichtlich ihrer Sicherheit oder Gesundheit erkennen lassen, werden von den Mit-

gliedstaaten in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten und/oder

der dort üblichen Praxis festgelegt.

2. Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen müssen, wenn dies angemessen ist, eine geeignete

Überwachung des Gesundheitszustands aller Arbeitnehmer ermöglichen, und zwar

– vor der Exposition;

– und später in regelmäßigen Abständen.
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Anhand dieser Maßnahmen muss es möglich sein, unmittelbar medizinische Einzelmaß-

nahmen und arbeitsmedizinische Maßnahmen zu ergreifen.

3. Weist ein Arbeitnehmer eine Anomalie auf, die wahrscheinlich auf eine Exposition gegen-

über Karzinogenen oder Mutagenen zurückzuführen ist, kann der Arzt oder die Behörde,

der bzw. die für die Überwachung der Gesundheit der Arbeitnehmer zuständig ist, veran-

lassen, dass weitere Arbeitnehmer, die der gleichen Exposition ausgesetzt waren, einer

Gesundheitsüberwachung unterzogen werden.

In einem solchen Fall muss eine neuerliche Bewertung des Expositionsrisikos gemäß Arti-

kel 3 Absatz 2 erfolgen.

4. In den Fällen, in denen eine Gesundheitsüberwachung erfolgt, wird eine persönliche

Gesundheitsakte angelegt, und der Arzt oder die Behörde, der bzw. die für die Gesund-

heitsüberwachung zuständig ist, schlägt Schutz- oder Vorbeugungsmaßnahmen für alle

Arbeitnehmer vor.

5. Den Arbeitnehmern sind Auskünfte und Ratschläge betreffend jede Maßnahme zur Über-

wachung ihres Gesundheitszustandes, die nach Abschluss der Exposition erfolgen kann, zu

erteilen.

6. Gemäß den Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten und/oder der dort üblichen

Praxis

� haben die Arbeitnehmer Zugang zu den Ergebnissen der sie betreffenden Gesund-

heitsüberwachung und

� kann der betreffende Arbeitnehmer oder der Arbeitgeber eine Überprüfung der

Ergebnisse der Gesundheitsüberwachung beantragen.

7. Praktische Empfehlungen für die Gesundheitsüberwachung von Arbeitnehmern sind in

Anhang II enthalten.
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8. Alle Krebserkrankungen, die gemäß den Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten

und/oder der dort üblichen Praxis als Folge einer Exposition gegenüber einem Karzinogen

oder Mutagen bei der Arbeit festgestellt wurden, sind der zuständigen Behörde zu melden.

Artikel 15

Aufbewahrung der Unterlagen

1. Die in Artikel 12 Buchstabe c) genannte Liste und die in Artikel 14 Absatz 4 genannte

Gesundheitsakte sind nach Ende der Exposition im Einklang mit den Rechtsvorschriften

der einzelnen Mitgliedstaaten und/oder der dort üblichen Praxis mindestens vierzig Jahre

lang aufzubewahren.

2. Stellt das Unternehmen seine Tätigkeit ein, so sind diese Unterlagen im Einklang mit den

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten und/oder der dort üblichen Praxis der zuständigen

Behörde zur Verfügung zu stellen.

Artikel 16

Grenzwerte

1. Der Rat legt nach dem in Artikel 137 Absatz 2 des Vertrags genannten Verfahren für alle

Karzinogene oder Mutagene, bei denen dies möglich ist, durch Richtlinien Grenzwerte fest

und erlässt andere damit unmittelbar zusammenhängende Bestimmungen; er stützt sich auf

die verfügbaren Informationen, einschließlich wissenschaftlicher und technischer Daten.

2. Die Grenzwerte und die anderen damit unmittelbar zusammenhängenden Bestimmungen

sind in Anhang III angegeben.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 158/
_______________________________________________________________________________

70

Artikel 17

Anhänge

1. Die Anhänge I und III können nur nach dem in Artikel 137 Absatz 2 des Vertrags genann-

ten Verfahren geändert werden.

2. Die rein technischen Anpassungen des Anhangs II nach Maßgabe des technischen Fort-

schritts, der Entwicklung der internationalen Vorschriften oder Spezifikationen und des

Wissensstands auf dem Gebiet der Karzinogene oder Mutagene erfolgen nach dem in Arti-

kel 17 der Richtlinie 89/391/EWG genannten Verfahren.

Artikel 18

Datenauswertung

Die von den zuständigen nationalen Behörden anhand der Informationen nach Artikel 14 Absatz 8

vorgenommenen Auswertungen stehen der Kommission zur Verfügung.

Artikel 19

Information der Kommission

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften

mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
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Artikel 20

Aufhebung

Die Richtlinie 90/394/EWG in der Fassung der in Anhang IV Teil A der vorliegenden Richtlinie

aufgeführten Richtlinien wird unbeschadet der Pflichten der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in

Anhang IV Teil B der vorliegenden Richtlinie genannten Umsetzungsfristen aufgehoben.

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweisungen auf die vorliegende Richt-

linie und sind nach der Entsprechungstabelle in Anhang V zu lesen.

Artikel 21

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi-

schen Union in Kraft.

Artikel 22

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 29. April 2004.

In Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Präsident Der Präsident
P. COX M.McDOWELL
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ANHANG I

Liste von Stoffen, Zubereitungen und Verfahren

(Artikel 2 Buchstabe a) Ziffer iii))

1. Herstellung von Auramin.

2. Arbeiten, bei denen die betreffenden Arbeitnehmer polyzyklischen aromatischen Kohlen-

wasserstoffen ausgesetzt sind, die in Steinkohlenruß, Steinkohlenteer oder Steinkohlenpech

vorhanden sind.

3. Arbeiten, bei denen die betreffenden Arbeitnehmer Staub, Rauch oder Nebel beim Rösten

oder bei der elektrolytischen Raffination von Nickelmatte ausgesetzt sind.

4. Starke-Säure-Verfahren bei der Herstellung von Isopropylalkohol.

5. Arbeiten, bei denen die betreffenden Arbeitnehmer Hartholzstäuben1 ausgesetzt sind.

                                                
1 Ein Verzeichnis einiger Hartholzarten findet sich in Band 62 der vom Internationalen

Krebsforschungszentrum (IARC) veröffentlichten Monografienreihe zur Evaluierung von
Krebsrisiken für den Menschen: Wood Dust and Formaldehyde, Lyon, 1995.
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ANHANG II

Praktische Empfehlungen für die Gesundheitsüberwachung von Arbeitnehmern

(Artikel 14 Absatz 7)

1. Der Arzt und/oder die Behörde, der/die für die Gesundheitsüberwachung von Arbeitneh-

mern, die Karzinogenen oder Mutagenen ausgesetzt sind, verantwortlich ist, muss mit den

für jeden Arbeitnehmer geltenden Expositionsbedingungen bzw. -gegebenheiten vertraut

sein.

2. Die Gesundheitsüberwachung der Arbeitnehmer muss gemäß den Grundsätzen und der

Praxis der Arbeitsmedizin erfolgen; sie muss zumindest folgende Maßnahmen umfassen:

- Führung von Akten über die Krankengeschichte und den beruflichen Werdegang des

Arbeitnehmers,

– persönliches Gespräch,

– falls angebracht, Durchführung einer biologischen Überwachung und Ermittlung

reversibler Schäden in einem frühen Stadium.

Für alle einer Gesundheitsüberwachung unterworfenen Arbeitnehmer können unter

Berücksichtigung der jüngsten Erkenntnisse der Arbeitsmedizin weitere Untersuchungen

beschlossen werden.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 158/
_______________________________________________________________________________

74

ANHANG III

Grenzwerte und andere damit unmittelbar zusammenhängende Bestimmungen

(Artikel 16)

A. GRENZWERTE BERUFSBEDINGTER EXPOSITION

GrenzwerteBezeichnung
des Arbeits-

stoffs

EINECS (1) CAS (2)

mg/m3 (3) Ppm (4)
Hinweis Übergangs-

maßnahmen

Benzol 200-753-7 71-43-2 3,25 (5) 1 (5) Haut (6) Grenzwert:
3 ppm (= 9,75
mg/m3) bis
zum
27. Juni 2003

Vinylchlorid-
monomer

200-831 75-01-4 7,77 (5) 3 (5) — —

Hartholz-
stäube

— — 5,00 (5) (7) — — —

B. ANDERE DAMIT UNMITTELBAR ZUSAMMENHÄNGENDE BESTIMMUNGEN

z. E.

                                                
(1) EINECS: Europäisches Verzeichnis der auf dem Markt vorhandenen chemischen Stoffe.
(2) CAS: Chemical Abstract Service Number.
(3) mg/m3 = Milligramm pro Kubikmeter Luft bei 20 °C und 101,3 kPa (760 mm

Quecksilbersäule).
(4) ppm = Volumenteile pro Million in Luft (ml/m3).
(5) Gemessen oder berechnet anhand eines Bezugszeitraums von 8 Stunden.
(6) Deutliche Erhöhung der Gesamtbelastung des Körpers durch dermale Exposition möglich.
(7) Einatembarer Anteil: wenn Hartholzstäube mit anderen Holzstäuben gemischt werden, gilt der

Grenzwert für sämtliche in der Mischung enthaltenen Holzstäube.
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ANHANG IV

Teil A

Aufgehobene Richtlinie und ihre nachfolgenden Änderungen

(gemäß Artikel 20)

Richtlinie 90/394/EWG des Rates (ABl. L 196 vom 26.7.1990, S. 1)

Richtlinie 97/42/EG des Rates (ABl. L 179 vom 8.7.1997, S. 4)

Richtlinie 1999/38/EG des Rates (ABl. L 138 vom 1.6.1999, S. 66)

Teil B

Fristen für die Umsetzung in nationales Recht

(gemäß Artikel 20)

Richtlinie Endgültiges Datum der Umsetzung

90/394/EWG 31. Dezember 1992

97/42/EG 27. Juni 2000

1999/38/EG 29. April 2003
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ANHANG V

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Richtlinie 90/394/EWG Vorliegende Richtlinie

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Buchstabe a) Artikel 2 Buchstabe a)

Artikel 2 Buchstabe aa) Artikel 2 Buchstabe b)

Artikel 2 Buchstabe b) Artikel 2 Buchstabe c)

Artikel 3 bis 9 Artikel 3 bis 9

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a) Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a)

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b)
erster Teilsatz

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b)

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b)
zweiter Teilsatz

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe c)

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe c) Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe d)

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe d)
erster und zweiter Teilsatz

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe e)

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe d)
dritter Teilsatz

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe f)

Artikel 10 Absatz 2 Artikel 10 Absatz 2

Artikel 11 bis 18 Artikel 11 bis 18

Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 1 ––––––––

Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 2 ––––––––

Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 3 ––––––––

Artikel 19 Absatz 2 Artikel 19

–––––––– Artikel 20

–––––––– Artikel 21

Artikel 20 Artikel 22

Anhang I Anhang I

Anhang II Anhang II

Anhang III Anhang III

–––––––– Anhang IV

–––––––– Anhang V
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RICHTLINIE 2004/38/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

UND DES RATES

vom 29. April 2004

über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen,

sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der

Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG,

72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG

und 93/96/EWG

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf die

Artikel 12, 18, 40, 44 und 52,

auf Vorschlag der Kommission 1,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 2,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen 3,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags 4,

                                                
1 ABl. C 270 E vom 25.9.2001, S. 150.
2 ABl. C 149 vom 21.6.2002, S. 46.
3 ABl. C 192 vom 12.8.2002, S. 17.
4 Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 11. Februar 2003 (ABl. C 43 E vom

19.2.2004, S. 42), Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 5. Dezember 2003 (ABl. C 54 E
vom 2.3.2004, S. 12) und Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 10. März 2004 (noch
nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
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in Erwägung nachstehender Gründe:

(28) Die Unionsbürgerschaft verleiht jedem Bürger der Union das elementare und persönliche

Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vorbehaltlich der im Vertrag und in den

Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen und Bedingungen frei zu bewegen

und aufzuhalten.

(29) Die Freizügigkeit von Personen stellt eine der Grundfreiheiten des Binnenmarkts dar, der

einen Raum ohne Binnengrenzen umfasst, in dem diese Freiheit gemäß den Bestimmungen

des Vertrags gewährleistet ist.

(3) Die Unionsbürgerschaft sollte der grundsätzliche Status der Staatsangehörigen der Mitglied-

staaten sein, wenn sie ihr Recht auf Freizügigkeit und Aufenthalt wahrnehmen. Daher müssen

die bestehenden Gemeinschaftsinstrumente, die Arbeitnehmer und Selbstständige sowie Stu-

dierende und andere beschäftigungslose Personen getrennt behandeln, kodifiziert und über-

arbeitet werden, um das Freizügigkeits- und Aufenthaltsrecht aller Unionsbürger zu verein-

fachen und zu verstärken.
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(4) Um diese bereichsspezifischen und fragmentarischen Ansätze des Freizügigkeits- und Auf-

enthaltsrechts zu überwinden und die Ausübung dieses Rechts zu erleichtern, ist ein einziger

Rechtsakt erforderlich, in dem die Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom

15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 1 ge-

ändert und die folgenden Rechtsakte aufgehoben werden: die Richtlinie 68/360/EWG des

Rates vom 15. Oktober 1968 zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für

Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienangehörigen innerhalb der Gemein-

schaft 2, die Richtlinie 73/148/EWG des Rates vom 21. Mai 1973 zur Aufhebung der Reise-

und Aufenthaltsbeschränkungen für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten innerhalb der

Gemeinschaft auf dem Gebiet der Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs 3, die

Richtlinie 90/364/EWG des Rates vom 28. Juni 1990 über das Aufenthaltsrecht 4, die Richt-

linie 90/365/EWG des Rates vom 28. Juni 1990 über das Aufenthaltsrecht der aus dem Er-

werbsleben ausgeschiedenen Arbeitnehmer und selbstständig Erwerbstätigen 5 und die Richt-

linie 93/96/EWG des Rates vom 29. Oktober 1993 über das Aufenthaltsrecht der Studenten 6.

(5) Das Recht aller Unionsbürger, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und

aufzuhalten, sollte, wenn es unter objektiven Bedingungen in Freiheit und Würde ausgeübt

werden soll, auch den Familienangehörigen ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit gewährt

werden. Für die Zwecke dieser Richtlinie sollte der Begriff des Familienangehörigen auch den

eingetragenen Lebenspartner umfassen, wenn nach den Rechtsvorschriften des Aufnahme-

mitgliedstaats die eingetragene Partnerschaft der Ehe gleichgestellt wird.

                                                
1 ABl. L 257 vom 19.10.1968, S. 2. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2434/92

(ABl. L 245 vom 26.8.1992, S. 1).
2 ABl. L 257 vom 19.10.1968, S. 13. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003.
3 ABl. L 172 vom 28.6.1973, S. 14.
4 ABl. L 180 vom 13.7.1990, S. 26.
5 ABl. L 180 vom 13.7.1990, S. 28.
6 ABl. L 317 vom 18.12.1993, S. 59.
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(6) Um die Einheit der Familie im weiteren Sinne zu wahren und unbeschadet des Verbots der

Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit sollte die Lage derjenigen Personen,

die nicht als Familienangehörige im Sinne dieser Richtlinie gelten und die daher kein auto-

matisches Einreise- und Aufenthaltsrecht im Aufnahmemitgliedstaat genießen, von dem Auf-

nahmemitgliedstaat auf der Grundlage seiner eigenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften dar-

aufhin geprüft werden, ob diesen Personen die Einreise und der Aufenthalt gestattet werden

könnte, wobei ihrer Beziehung zu dem Unionsbürger sowie anderen Aspekten, wie ihre finan-

zielle oder physische Abhängigkeit von dem Unionsbürger, Rechnung zu tragen ist.

(7) Unbeschadet der für die Kontrollen an den nationalen Grenzen geltenden Vorschriften sollten

die Formalitäten im Zusammenhang mit der Freizügigkeit von Unionsbürgern im Hoheits-

gebiet der Mitgliedstaaten genau festgelegt werden.

(8) Um die Ausübung der Freizügigkeit für Familienangehörige, die nicht die Staatsangehörigkeit

eines Mitgliedstaats besitzen, zu erleichtern, sollten Familienangehörige, die bereits im Besitz

einer Aufenthaltskarte sind, von der Pflicht befreit werden, sich ein Einreisevisum gemäß der

Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März 2001 zur Aufstellung der Liste der

Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines

Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser

Visumpflicht befreit sind 1, oder gegebenenfalls gemäß den geltenden einzelstaatlichen

Rechtsvorschriften zu beschaffen.

(9) Die Unionsbürger sollten das Aufenthaltsrecht im Aufnahmemitgliedstaat für einen Zeitraum

von bis zu drei Monaten haben, ohne jegliche Bedingungen oder Formalitäten außer der

Pflicht, im Besitz eines gültigen Personalausweises oder Reisepasses zu sein, unbeschadet

einer günstigeren Behandlung für Arbeitssuchende gemäß der Rechtsprechung des Gerichts-

hofs.

                                                
1 ABl. L 81 vom 21.3.2001, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 453/2003

(ABl. L 69 vom 13.3.2003, S. 10).
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(10) Allerdings sollten Personen, die ihr Aufenthaltsrecht ausüben, während ihres ersten Aufent-

halts die Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats nicht unangemessen in Anspruch

nehmen. Daher sollte das Aufenthaltsrecht von Unionsbürgern und ihren Familienangehöri-

gen für eine Dauer von über drei Monaten bestimmten Bedingungen unterliegen.

(11) Das elementare und persönliche Recht auf Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat er-

wächst den Unionsbürgern unmittelbar aus dem Vertrag und hängt nicht von der Einhaltung

von Verwaltungsverfahren ab.

(12) Für Aufenthalte von über drei Monaten sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben,

eine - durch eine Anmeldebescheinigung bestätigte - Anmeldung des Unionsbürgers bei der

zuständigen Behörde des Aufenthaltsortes vorzuschreiben.

(13)  Für Aufenthalte von über drei Monaten sollte das Erfordernis der Aufenthaltskarte auf Fami-

lienangehörige von Unionsbürgern beschränkt werden, die nicht die Staatsangehörigkeit eines

Mitgliedstaats besitzen.

(14) Um zu vermeiden, dass abweichende Verwaltungspraktiken oder Auslegungen die Ausübung

des Aufenthaltsrechts der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen unangemessen behin-

dern, sollte genau und abschließend festgelegt werden, welche Dokumente erforderlich sind,

damit die zuständige Behörde eine Anmeldebescheinigung oder eine Aufenthaltskarte aus-

stellen kann.
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(15) Ferner bedarf es eines rechtlichen Schutzes für die Familienangehörigen, wenn der Unions-

bürger verstirbt, die Ehe geschieden oder aufgehoben oder die eingetragene Partnerschaft

beendet wird. Daher sollten Maßnahmen getroffen werden, damit unter Achtung des Fami-

lienlebens und der menschlichen Würde, aber unter bestimmten Voraussetzungen zum Schutz

vor Missbrauch sichergestellt ist, dass in solchen Fällen Familienangehörigen, die sich bereits

im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats aufhalten, das Aufenthaltsrecht ausschließlich

auf persönlicher Grundlage erhalten bleibt.

(16) Solange die Aufenthaltsberechtigten die Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats

nicht unangemessen in Anspruch nehmen, sollte keine Ausweisung erfolgen. Die Inanspruch-

nahme von Sozialhilfeleistungen sollte daher nicht automatisch zu einer Ausweisung führen.

Der Aufnahmemitgliedstaat sollte prüfen, ob es sich bei dem betreffenden Fall um vorüber-

gehende Schwierigkeiten handelt, und die Dauer des Aufenthalts, die persönlichen Umstände

und den gewährten Sozialhilfebetrag berücksichtigen, um zu beurteilen, ob der Leistungs-

empfänger die Sozialhilfeleistungen unangemessen in Anspruch genommen hat, und in die-

sem Fall seine Ausweisung zu veranlassen. In keinem Fall sollte eine Ausweisungsmaßnahme

gegen Arbeitnehmer, Selbstständige oder Arbeitssuchende in dem vom Gerichtshof

definierten Sinne erlassen werden, außer aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicher-

heit.

(17) Wenn Unionsbürger, die beschlossen haben, sich dauerhaft in dem Aufnahmemitgliedstaat

niederzulassen, das Recht auf Daueraufenthalt erhielten, würde dies ihr Gefühl der Unions-

bürgerschaft verstärken und entscheidend zum sozialen Zusammenhalt - einem grundlegenden

Ziel der Union - beitragen. Es gilt daher, für alle Unionsbürger und ihre Familienangehörigen,

die sich gemäß den in dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen fünf Jahre lang ununter-

brochen in dem Aufnahmemitgliedstaat aufgehalten haben und gegen die keine Auswei-

sungsmaßnahme angeordnet wurde, ein Recht auf Daueraufenthalt vorzusehen.



30.4.2004 DE Amtsblatt der Europäischen Union L 158/
_______________________________________________________________________________

83

(18) Um ein wirksames Instrument für die Integration in die Gesellschaft des Aufnahmemitglied-

staats darzustellen, in dem der Unionsbürger seinen Aufenthalt hat, sollte das einmal erlangte

Recht auf Daueraufenthalt keinen Bedingungen unterworfen werden.

(19) Bestimmte für abhängig oder selbstständig erwerbstätige Unionsbürger und ihre Familien-

angehörigen geltende Vergünstigungen sollten aufrechterhalten werden, die diesen Personen

gegebenenfalls gestatten, ein Recht auf Daueraufenthalt zu erwerben, bevor sie einen Aufent-

halt von fünf Jahren in dem Aufnahmemitgliedstaat vollendet haben, da sie erworbene Rechte

aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 1251/70 der Kommission vom 29. Juni 1970 über das

Recht der Arbeitnehmer, nach Beendigung einer Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines Mit-

gliedstaats zu verbleiben 1, und der Richtlinie 75/34/EWG des Rates vom 17. Dezember 1974

über das Recht der Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, nach Beendigung der Ausübung

einer selbstständigen Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats zu verbleiben 2,

darstellen.

(20) Das Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit erfordert, dass alle

Unionsbürger und ihre Familienangehörigen, die sich aufgrund dieser Richtlinie in einem

Mitgliedstaat aufhalten, in diesem Mitgliedstaat in den Anwendungsbereichen des Vertrags

die gleiche Behandlung wie Inländer genießen; dies gilt vorbehaltlich spezifischer und aus-

drücklich im Vertrag und im abgeleiteten Recht vorgesehener Bestimmungen.

                                                
1 ABl. L 142 vom 30.6.1970, S. 24.
2 ABl. L 14 vom 20.1.1975, S. 10.
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(21) Allerdings sollte es dem Aufnahmemitgliedstaat überlassen bleiben, zu bestimmen, ob er

anderen Personen als Arbeitnehmern oder Selbstständigen, Personen, die diesen Status beibe-

halten, und ihren Familienangehörigen Sozialhilfe während der ersten drei Monate des Auf-

enthalts oder im Falle von Arbeitssuchenden für einen längeren Zeitraum gewährt oder vor

Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Unterhaltsbeihilfen für die Zwecke des Studiums, ein-

schließlich einer Berufsausbildung, gewährt.

(22) Der Vertrag sieht Beschränkungen des Rechts auf Freizügigkeit und Aufenthalt aus Gründen

der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit vor. Um eine genauere Definition der

Umstände und Verfahrensgarantien sicherzustellen, unter denen Unionsbürgern und ihren

Familienangehörigen die Erlaubnis zur Einreise verweigert werden kann oder unter denen sie

ausgewiesen werden können, sollte die vorliegende Richtlinie die Richtlinie 64/221/EWG des

Rates vom 25. Februar 1964 zur Koordinierung der Sondervorschriften für die Einreise und

den Aufenthalt von Ausländern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit

und Gesundheit gerechtfertigt sind 1, ersetzen.

(23) Die Ausweisung von Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen aus Gründen der öffent-

lichen Ordnung oder Sicherheit ist eine Maßnahme, die Personen, die ihre Rechte und Frei-

heiten aus dem Vertrag in Anspruch genommen haben und vollständig in den Aufnahme-

mitgliedstaat integriert sind, sehr schaden kann. Die Wirkung derartiger Maßnahmen sollte

daher gemäß dem Verhältnismäßigkeitsprinzip begrenzt werden, damit der Grad der Integra-

tion der Betroffenen, die Dauer des Aufenthalts im Aufnahmemitgliedstaat, ihr Alter, ihr

Gesundheitszustand, die familiäre und wirtschaftliche Situation und die Bindungen zum Her-

kunftsstaat berücksichtigt werden.

                                                
1 ABl. 56 vom 4.4.1964, S. 850. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 75/35/EWG (ABl. L 14

vom 20.1.1975, S. 14).
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(24) Daher sollte der Schutz vor Ausweisung in dem Maße zunehmen, wie die Unionsbürger und

ihre Familienangehörigen in den Aufnahmemitgliedstaat stärker integriert sind. Gegen

Unionsbürger, die sich viele Jahre im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats aufgehalten

haben, insbesondere in Fällen, in denen sie dort geboren sind und dort ihr ganzes Leben lang

ihren Aufenthalt gehabt haben, sollte nur unter außergewöhnlichen Umständen aus zwingen-

den Gründen der öffentlichen Sicherheit eine Ausweisung verfügt werden. Gemäß dem Über-

einkommen der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 über die Rechte des Kindes

sollten solche außergewöhnlichen Umstände zudem auch für Ausweisungsmaßnahmen gegen

Minderjährige gelten, damit die familiären Bande unter Schutz stehen.

(25) Ferner sollten Verfahrensgarantien festgelegt werden, damit einerseits im Falle eines Verbots,

in einen anderen Mitgliedstaat einzureisen oder sich dort aufzuhalten, ein hoher Schutz der

Rechte des Unionsbürgers und seiner Familienangehörigen gewährleistet ist und andererseits

der Grundsatz eingehalten wird, dass behördliche Handlungen ausreichend begründet sein

müssen.

(26) Der Unionsbürger und seine Familienangehörigen, denen untersagt wird, in einen anderen

Mitgliedstaat einzureisen oder sich dort aufzuhalten, müssen stets die Möglichkeit haben, den

Rechtsweg zu beschreiten.

(27) Im Sinne der Rechtsprechung des Gerichtshofs, wonach die Mitgliedstaaten gegen die Be-

günstigten dieser Richtlinie kein Aufenthaltsverbot auf Lebenszeit verhängen dürfen, sollte

bestätigt werden, dass ein Unionsbürger oder einer seiner Familienangehörigen, gegen den ein

Mitgliedstaat ein Aufenthaltsverbot verhängt hat, nach einem angemessenen Zeitraum, in

jedem Fall aber nach Ablauf von drei Jahren nach Vollstreckung des endgültigen Aufent-

haltsverbots, einen neuen Antrag auf Aufhebung des Aufenthaltsverbots stellen kann.
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(28) Zum Schutz gegen Rechtsmissbrauch oder Betrug, insbesondere Scheinehen oder andere

Arten von Bindungen, die lediglich zum Zweck der Inanspruchnahme des Freizügigkeits- und

Aufenthaltsrechts geschlossen wurden, sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit zum Erlass

der erforderlichen Maßnahmen haben.

(29) Diese Richtlinie sollte nicht die Anwendung günstigerer einzelstaatlicher Rechtsvorschriften

berühren.

(30) Zur Untersuchung der Frage, wie die Ausübung des Freizügigkeits- und Aufenthaltsrechts

weiter erleichtert werden kann, sollte von der Kommission ein Bericht erarbeitet werden, auf-

grund dessen die Möglichkeit zur Vorlage etwaiger hierfür erforderlicher Vorschläge ab-

schätzbar ist, insbesondere zur Verlängerung des Zeitraums des nicht an Bedingungen ge-

knüpften Aufenthalts.

(31) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und -freiheiten und den Grund-

sätzen, die insbesondere mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt

wurden. Dem in der Charta enthaltenen Diskriminierungsverbot zufolge sollten die Mitglied-

staaten diese Richtlinie ohne Diskriminierung zwischen den Begünstigten dieser Richtlinie

etwa aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Her-

kunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung, der poli-

tischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des

Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung um-

setzen -

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
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KAPITEL I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

Diese Richtlinie regelt

a) die Bedingungen, unter denen Unionsbürger und ihre Familienangehörigen das Recht auf

Freizügigkeit und Aufenthalt innerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten genießen;

b) das Recht auf Daueraufenthalt der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen im Hoheits-

gebiet der Mitgliedstaaten;

c) die Beschränkungen der in den Buchstaben a und b genannten Rechte aus Gründen der

öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1. "Unionsbürger" jede Person, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt;
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2. "Familienangehöriger"

a) den Ehegatten;

b) den Lebenspartner, mit dem der Unionsbürger auf der Grundlage der Rechtsvorschriften

eines Mitgliedstaats eine eingetragene Partnerschaft eingegangen ist, sofern nach den

Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene Partnerschaft der Ehe

gleichgestellt ist und die in den einschlägigen Rechtsvorschriften des Aufnahme-

mitgliedstaats vorgesehenen Bedingungen erfüllt sind;

c) die Verwandten in gerader absteigender Linie des Unionsbürgers und des Ehegatten

oder des Lebenspartners im Sinne von Buchstabe b, die das 21. Lebensjahr noch nicht

vollendet haben oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird;

d) die Verwandten in gerader aufsteigender Linie des Unionsbürgers und des Ehegatten

oder des Lebenspartners im Sinne von Buchstabe b, denen von diesen Unterhalt gewährt

wird;

3. "Aufnahmemitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in den sich der Unionsbürger begibt, um dort sein

Recht auf Freizügigkeit oder Aufenthalt auszuüben.

Artikel 3

Berechtigte

(1) Diese Richtlinie gilt für jeden Unionsbürger, der sich in einen anderen als den Mitglied-

staat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, begibt oder sich dort aufhält, sowie für seine Familien-

angehörigen im Sinne von Artikel 2 Nummer 2, die ihn begleiten oder ihm nachziehen.
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(2) Unbeschadet eines etwaigen persönlichen Rechts auf Freizügigkeit und Aufenthalt der

Betroffenen erleichtert der Aufnahmemitgliedstaat nach Maßgabe seiner innerstaatlichen Rechts-

vorschriften die Einreise und den Aufenthalt der folgenden Personen:

a) jedes nicht unter die Definition in Artikel 2 Nummer 2 fallenden Familienangehörigen unge-

achtet seiner Staatsangehörigkeit, dem der primär aufenthaltsberechtigte Unionsbürger im

Herkunftsland Unterhalt gewährt oder der mit ihm im Herkunftsland in häuslicher Gemein-

schaft gelebt hat, oder wenn schwerwiegende gesundheitliche Gründe die persönliche Pflege

des Familienangehörigen durch den Unionsbürger zwingend erforderlich machen;

b) des Lebenspartners, mit dem der Unionsbürger eine ordnungsgemäß bescheinigte dauerhafte

Beziehung eingegangen ist.

Der Aufnahmemitgliedstaat führt eine eingehende Untersuchung der persönlichen Umstände durch

und begründet eine etwaige Verweigerung der Einreise oder des Aufenthalts dieser Personen.
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KAPITEL II

Recht auf Ausreise und Einreise

Artikel 4

Recht auf Ausreise

(1) Unbeschadet der für die Kontrollen von Reisedokumenten an den nationalen Grenzen

geltenden Vorschriften haben alle Unionsbürger, die einen gültigen Personalausweis oder Reisepass

mit sich führen, und ihre Familienangehörigen, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitglied-

staats besitzen und die einen gültigen Reisepass mit sich führen, das Recht, das Hoheitsgebiet eines

Mitgliedstaats zu verlassen und sich in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben.

(2) Für die Ausreise von Personen gemäß Absatz 1 darf weder ein Visum noch eine gleich-

artige Formalität verlangt werden.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen ihren Staatsangehörigen gemäß ihren Rechtsvorschriften

einen Personalausweis oder einen Reisepass aus, der ihre Staatsangehörigkeit angibt, und verlän-

gern diese Dokumente.

(4) Der Reisepass muss zumindest für alle Mitgliedstaaten und die unmittelbar zwischen

den Mitgliedstaaten liegenden Durchreiseländer gelten. Sehen die Rechtsvorschriften eines Mit-

gliedstaats keinen Personalausweis vor, so ist der Reisepass mit einer Gültigkeit von mindestens

fünf Jahren auszustellen oder zu verlängern.
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Artikel 5

Recht auf Einreise

(1) Unbeschadet der für die Kontrollen von Reisedokumenten an den nationalen Grenzen

geltenden Vorschriften gestatten die Mitgliedstaaten Unionsbürgern, die einen gültigen Personal-

ausweis oder Reisepass mit sich führen, und ihren Familienangehörigen, die nicht die Staatsange-

hörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen und die einen gültigen Reisepass mit sich führen, die Ein-

reise.

Für die Einreise von Unionsbürgern darf weder ein Visum noch eine gleichartige Formalität ver-

langt werden.

(2) Von Familienangehörigen, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besit-

zen, ist gemäß der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 oder gegebenenfalls den einzelstaatlichen

Rechtsvorschriften lediglich ein Einreisevisum zu fordern. Für die Zwecke dieser Richtlinie entbin-

det der Besitz einer gültigen Aufenthaltskarte gemäß Artikel 10 diese Familienangehörigen von der

Visumspflicht.

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um diesen Personen die Beschaffung

der erforderlichen Visa zu erleichtern. Die Visa werden so bald wie möglich nach einem beschleu-

nigten Verfahren unentgeltlich erteilt.

(3) Der Aufnahmemitgliedstaat bringt im Reisepass eines Familienangehörigen, der nicht

die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt, keinen Einreise- oder Ausreisestempel an,

wenn der Betroffene die Aufenthaltskarte gemäß Artikel 10 mit sich führt.
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(4) Verfügt ein Unionsbürger oder ein Familienangehöriger, der nicht die Staatsangehörig-

keit eines Mitgliedstaats besitzt, nicht über die erforderlichen Reisedokumente oder gegebenenfalls

die erforderlichen Visa, so gewährt der betreffende Mitgliedstaat dieser Person jede angemessene

Möglichkeit, sich die erforderlichen Dokumente in einer angemessenen Frist zu beschaffen oder

übermitteln zu lassen oder sich mit anderen Mitteln bestätigen zu lassen oder nachzuweisen, dass

sie das Recht auf Freizügigkeit und Aufenthalt genießt, bevor er eine Zurückweisung verfügt.

(5) Der Mitgliedstaat kann von dem Betroffenen verlangen, dass er seine Anwesenheit im

Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats innerhalb eines angemessenen und nicht diskriminierenden

Zeitraums meldet. Die Nichterfüllung dieser Meldepflicht kann mit verhältnismäßigen und nicht

diskriminierenden Sanktionen geahndet werden.

KAPITEL III

Aufenthaltsrecht

Artikel 6

Recht auf Aufenthalt bis zu drei Monaten

(1) Ein Unionsbürger hat das Recht auf Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen Mit-

gliedstaats für einen Zeitraum von bis zu drei Monaten, wobei er lediglich im Besitz eines gültigen

Personalausweises oder Reisepasses sein muss und ansonsten keine weiteren Bedingungen zu er-

füllen oder Formalitäten zu erledigen braucht.

(2) Absatz 1 gilt auch für Familienangehörige im Besitz eines gültigen Reisepasses, die

nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen und die den Unionsbürger begleiten oder

ihm nachziehen.
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Artikel 7

Recht auf Aufenthalt für mehr als drei Monate

(1) Jeder Unionsbürger hat das Recht auf Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines anderen Mit-

gliedstaats für einen Zeitraum von über drei Monaten, wenn er

a) Arbeitnehmer oder Selbstständiger im Aufnahmemitgliedstaat ist oder

b) für sich und seine Familienangehörigen über ausreichende Existenzmittel verfügt, so dass sie

während ihres Aufenthalts keine Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats in An-

spruch nehmen müssen, und er und seine Familienangehörigen über einen umfassenden

Krankenversicherungsschutz im Aufnahmemitgliedstaat verfügen oder

c) - bei einer privaten oder öffentlichen Einrichtung, die von dem Aufnahmemitgliedstaat

aufgrund seiner Rechtsvorschriften oder seiner Verwaltungspraxis anerkannt oder

finanziert wird, zur Absolvierung einer Ausbildung einschließlich einer Berufsausbil-

dung als Hauptzweck eingeschrieben ist und

- über einen umfassenden Krankenversicherungsschutz im Aufnahmemitgliedstaat ver-

fügt und der zuständigen nationalen Behörde durch eine Erklärung oder durch jedes

andere gleichwertige Mittel seiner Wahl glaubhaft macht, dass er für sich und seine

Familienangehörigen über ausreichende Existenzmittel verfügt, so dass sie während

ihres Aufenthalts keine Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats in Anspruch

nehmen müssen, oder
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d) ein Familienangehöriger ist, der den Unionsbürger, der die Voraussetzungen des Buch-

staben a, b oder c erfüllt, begleitet oder ihm nachzieht.

(2) Das Aufenthaltsrecht nach Absatz 1 gilt auch für Familienangehörige, die nicht die

Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen und die den Unionsbürger in den Aufnahme-

mitgliedstaat begleiten oder ihm nachziehen, sofern der Unionsbürger die Voraussetzungen des Ab-

satzes 1 Buchstabe a, b oder c erfüllt.

(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe a bleibt die Erwerbstätigeneigenschaft dem

Unionsbürger, der seine Erwerbstätigkeit als Arbeitnehmer oder Selbstständiger nicht mehr ausübt,

in folgenden Fällen erhalten:

a) er ist wegen einer Krankheit oder eines Unfalls vorübergehend arbeitsunfähig;

b) er stellt sich bei ordnungsgemäß bestätigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach mehr als ein-

jähriger Beschäftigung dem zuständigen Arbeitsamt zur Verfügung;

c) er stellt sich bei ordnungsgemäß bestätigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach Ablauf seines

auf weniger als ein Jahr befristeten Arbeitsvertrags oder bei im Laufe der ersten zwölf Monate

eintretender unfreiwilliger Arbeitslosigkeit dem zuständigen Arbeitsamt zur Verfügung; in

diesem Fall bleibt die Erwerbstätigeneigenschaft während mindestens sechs Monaten auf-

rechterhalten;

d) er beginnt eine Berufsausbildung; die Aufrechterhaltung der Erwerbstätigeneigenschaft setzt

voraus, dass zwischen dieser Ausbildung und der früheren beruflichen Tätigkeit ein Zusam-

menhang besteht, es sei denn, der Betroffene hat zuvor seinen Arbeitsplatz unfreiwillig ver-

loren.
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(4) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe d und Absatz 2 haben nur der Ehegatte, der ein-

getragene Lebenspartner im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b und Kinder, denen Unter-

halt gewährt wird, das Recht auf Aufenthalt als Familienangehörige eines Unionsbürgers, der die

Voraussetzungen des Absatzes 1 Buchstabe c erfüllt. Artikel 3 Absatz 2 findet Anwendung auf die

Verwandten in gerader aufsteigernder Linie des Unionsbürgers und des Ehegatten oder einge-

tragenen Lebenspartners, denen Unterhalt gewährt wird.

Artikel 8

Verwaltungsformalitäten für Unionsbürger

(1) Unbeschadet von Artikel 5 Absatz 5 kann der Aufnahmemitgliedstaat von Unions-

bürgern für Aufenthalte von über drei Monaten verlangen, dass sie sich bei den zuständigen Behör-

den anmelden.

(2) Die Frist für die Anmeldung muss mindestens drei Monate ab dem Zeitpunkt der Ein-

reise betragen. Eine Anmeldebescheinigung wird unverzüglich ausgestellt; darin werden Name und

Anschrift der die Anmeldung vornehmenden Person sowie der Zeitpunkt der Anmeldung ange-

geben. Die Nichterfüllung der Anmeldepflicht kann mit verhältnismäßigen und nicht diskriminie-

renden Sanktionen geahndet werden.

(3) Für die Ausstellung der Anmeldebescheinigung dürfen die Mitgliedstaaten nur Folgen-

des verlangen:

� von einem Unionsbürger, auf den Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a Anwendung findet, nur die

Vorlage eines gültigen Personalausweises oder Reisepasses, einer Einstellungsbestätigung des

Arbeitgebers oder einer Beschäftigungsbescheinigung oder eines Nachweises der Selbst-

ständigkeit;
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� von einem Unionsbürger, auf den Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b Anwendung findet, nur die

Vorlage eines gültigen Personalausweises oder Reisepasses sowie einen Nachweis, dass er die

dort genannten Voraussetzungen erfüllt;

� von einem Unionsbürger, auf den Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c Anwendung findet, nur die

Vorlage eines gültigen Personalausweises oder Reisepasses, einer Bescheinigung über die

Einschreibung bei einer anerkannten Einrichtung und über den umfassenden Kranken-

versicherungsschutz sowie einer Erklärung oder eines gleichwertigen Mittels nach Artikel 7

Absatz 1 Buchstabe c. Die Mitgliedstaaten dürfen nicht verlangen, dass sich diese Erklärung

auf einen bestimmten Existenzmittelbetrag bezieht.

(4) Die Mitgliedstaaten dürfen keinen festen Betrag für die Existenzmittel festlegen, die sie

als ausreichend betrachten, sondern müssen die persönliche Situation des Betroffenen berücksichti-

gen. Dieser Betrag darf in keinem Fall über dem Schwellenbetrag liegen, unter dem der Aufnah-

memitgliedstaat seinen Staatsangehörigen Sozialhilfe gewährt, oder, wenn dieses Kriterium nicht

anwendbar ist, über der Mindestrente der Sozialversicherung des Aufnahmemitgliedstaats.

(5) Für die Ausstellung der Anmeldebescheinigung an die Familienangehörigen des

Unionsbürgers, die selbst Unionsbürger sind, können die Mitgliedstaaten die Vorlage folgender

Dokumente verlangen:

a) gültiger Personalausweis oder Reisepass;

b) Bescheinigung über das Bestehen einer familiären Beziehung oder einer eingetragenen Part-

nerschaft;
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c) gegebenenfalls die Anmeldebescheinigung des Unionsbürgers, den sie begleiten oder dem sie

nachziehen;

d) in den Fällen des Artikels 2 Nummer 2 Buchstaben c und d der urkundliche Nachweis, dass

die dort genannten Voraussetzungen vorliegen;

e) in den Fällen des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe a ein durch die zuständige Behörde des

Ursprungs- oder Herkunftslands ausgestelltes Dokument, aus dem hervorgeht, dass die Be-

troffenen vom Unionsbürger Unterhalt beziehen oder mit ihm in häuslicher Gemeinschaft ge-

lebt haben, oder der Nachweis schwerwiegender gesundheitlicher Gründe, die die persönliche

Pflege des Familienangehörigen durch den Unionsbürger zwingend erforderlich machen;

f) in den Fällen des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe b der Nachweis über das Bestehen einer

dauerhaften Beziehung mit dem Unionsbürger.

Artikel 9

Verwaltungsformalitäten für Familienangehörige,

die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen den Familienangehörigen eines Unionsbürgers, die nicht die

Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen, eine Aufenthaltskarte aus, wenn ein Aufenthalt

von über drei Monaten geplant ist.

(2) Die Frist für die Einreichung des Antrags auf Ausstellung der Aufenthaltskarte muss

mindestens drei Monate ab dem Zeitpunkt der Einreise betragen.
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(3) Die Nichterfüllung der Pflicht zur Beantragung einer Aufenthaltskarte kann mit verhält-

nismäßigen und nicht diskriminierenden Sanktionen geahndet werden.

Artikel 10

Ausstellung der Aufenthaltskarte

(1) Zum Nachweis des Aufenthaltsrechts der Familienangehörigen eines Unionsbürgers, die

nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen, wird spätestens sechs Monate nach Ein-

reichung des betreffenden Antrags eine "Aufenthaltskarte für Familienangehörige eines Unions-

bürgers" ausgestellt. Eine Bescheinigung über die Einreichung des Antrags auf Ausstellung einer

Aufenthaltskarte wird unverzüglich ausgestellt.

(2) Für die Ausstellung der Aufenthaltskarte verlangen die Mitgliedstaaten die Vorlage fol-

gender Dokumente:

a) gültiger Reisepass;

b) Bescheinigung über das Bestehen einer familiären Beziehung oder einer eingetragenen Part-

nerschaft;

c) Anmeldebescheinigung des Unionsbürgers, den sie begleiten oder dem sie nachziehen, oder,

wenn kein Anmeldesystem besteht, ein anderer Nachweis über den Aufenthalt des betreffen-

den Unionsbürgers im Aufnahmemitgliedstaat;
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d) in den Fällen des Artikels 2 Nummer 2 Buchstaben c und d der urkundliche Nachweis, dass

die dort genannten Voraussetzungen vorliegen;

e) in den Fällen des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe a ein durch die zuständige Behörde des

Ursprungs- oder Herkunftslands ausgestelltes Dokument, aus dem hervorgeht, dass die Be-

troffenen vom Unionsbürger Unterhalt beziehen oder mit ihm in häuslicher Gemeinschaft ge-

lebt haben, oder der Nachweis schwerwiegender gesundheitlicher Gründe, die die persönliche

Pflege des Familienangehörigen durch den Unionsbürger zwingend erforderlich machen;

f) in den Fällen des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe b der Nachweis über das Bestehen einer

dauerhaften Beziehung mit dem Unionsbürger.

Artikel 11

Gültigkeit der Aufenthaltskarte

(1) Die Aufenthaltskarte gemäß Artikel 10 Absatz 1 gilt für fünf Jahre ab dem Zeitpunkt

der Ausstellung oder für die geplante Aufenthaltsdauer des Unionsbürgers, wenn diese weniger als

fünf Jahre beträgt.

(2) Die Gültigkeit der Aufenthaltskarte wird weder durch vorübergehende Abwesenheiten

von bis zu sechs Monaten im Jahr, noch durch längere Abwesenheiten wegen der Erfüllung mili-

tärischer Pflichten, noch durch eine einzige Abwesenheit von höchstens zwölf aufeinander folgen-

den Monaten aus wichtigen Gründen wie Schwangerschaft und Niederkunft, schwere Krankheit,

Studium oder Berufsausbildung oder berufliche Entsendung in einen anderen Mitgliedstaat oder

einen Drittstaat berührt.
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Artikel 12

Aufrechterhaltung des Aufenthaltsrechts der Familienangehörigen

bei Tod oder Wegzug des Unionsbürgers

(1) Unbeschadet von Unterabsatz 2 berührt der Tod des Unionsbürgers oder sein Wegzug

aus dem Aufnahmemitgliedstaat nicht das Aufenthaltsrecht seiner Familienangehörigen, die die

Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen.

Bevor die Betroffenen das Recht auf Daueraufenthalt erwerben, müssen sie die Voraussetzungen

des Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe a, b, c oder d erfüllen.

(2) Unbeschadet von Unterabsatz 2 führt der Tod des Unionsbürgers für Familienange-

hörige, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen und die sich im Aufnahme-

mitgliedstaat als Familienangehörige vor dem Tod des Unionsbürgers mindestens ein Jahr lang auf-

gehalten haben, nicht zum Verlust des Aufenthaltsrechts.

Bevor die Betroffenen das Recht auf Daueraufenthalt erwerben, bleibt ihr Aufenthaltsrecht an die

Voraussetzung geknüpft, dass sie nachweisen können, dass sie Arbeitnehmer oder Selbstständige

sind oder für sich und ihre Familienangehörigen über ausreichende Existenzmittel verfügen, so dass

sie während ihres Aufenthalts keine Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats in Anspruch

nehmen müssen, und dass sie über einen umfassenden Krankenversicherungsschutz im Aufnahme-

mitgliedstaat verfügen oder dass sie bereits im Aufnahmemitgliedstaat als Familienangehörige einer

Person gelten, die diese Voraussetzungen erfüllt. Als ausreichende Existenzmittel gelten die in

Artikel 8 Absatz 4 vorgesehenen Beträge.
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Die betreffenden Familienangehörigen behalten ihr Aufenthaltsrecht ausschließlich auf persönlicher

Grundlage.

(3) Der Wegzug des Unionsbürgers aus dem Aufnahmemitgliedstaat oder sein Tod führt

weder für seine Kinder noch für den Elternteil, der die elterliche Sorge für die Kinder tatsächlich

wahrnimmt, ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit, bis zum Abschluss der Ausbildung zum Verlust

des Aufenthaltsrechts, wenn sich die Kinder im Aufnahmemitgliedstaat aufhalten und in einer Bil-

dungseinrichtung zu Ausbildungszwecken eingeschrieben sind.

Artikel 13

Aufrechterhaltung des Aufenthaltsrechts der Familienangehörigen

bei Scheidung oder Aufhebung der Ehe oder bei Beendigung der eingetragenen Partnerschaft

(1) Unbeschadet von Unterabsatz 2 berührt die Scheidung oder Aufhebung der Ehe des

Unionsbürgers oder die Beendigung seiner eingetragenen Partnerschaft im Sinne von Artikel 2

Nummer 2 Buchstabe b nicht das Aufenthaltsrecht seiner Familienangehörigen, die die Staatsange-

hörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen.

Bevor die Betroffenen das Recht auf Daueraufenthalt erwerben, müssen sie die Voraussetzungen

des Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe a, b, c oder d erfüllen.
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(2) Unbeschadet von Unterabsatz 2 führt die Scheidung oder Aufhebung der Ehe oder die

Beendigung der eingetragenen Partnerschaft im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b für

Familienangehörige eines Unionsbürgers, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats be-

sitzen, nicht zum Verlust des Aufenthaltsrechts, wenn

a) die Ehe oder die eingetragene Partnerschaft im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b

bis zur Einleitung des gerichtlichen Scheidungs- oder Aufhebungsverfahrens oder bis zur Be-

endigung der eingetragenen Partnerschaft mindestens drei Jahre bestanden hat, davon min-

destens ein Jahr im Aufnahmemitgliedstaat, oder

b) dem Ehegatten oder dem Lebenspartner im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b, der

nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt, aufgrund einer Vereinbarung der

Ehegatten oder der Lebenspartner oder durch gerichtliche Entscheidung das Sorgerecht für die

Kinder des Unionsbürgers übertragen wird oder

c) es aufgrund besonders schwieriger Umstände erforderlich ist, wie etwa bei Opfern von Ge-

walt im häuslichen Bereich während der Ehe oder der eingetragenen Partnerschaft, oder

d) dem Ehegatten oder dem Lebenspartner im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b, der

nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt, aufgrund einer Vereinbarung der

Ehegatten oder der Lebenspartner oder durch gerichtliche Entscheidung das Recht zum per-

sönlichen Umgang mit dem minderjährigen Kind zugesprochen wird, sofern das Gericht zu

der Auffassung gelangt ist, dass der Umgang - solange er für nötig erachtet wird - ausschließ-

lich im Aufnahmemitgliedstaat erfolgen darf.
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Bevor die Betroffenen das Recht auf Daueraufenthalt erwerben, bleibt ihr Aufenthaltsrecht an die

Voraussetzung geknüpft, dass sie nachweisen können, dass sie Arbeitnehmer oder Selbstständige

sind oder für sich und ihre Familienangehörigen über ausreichende Existenzmittel verfügen, so dass

sie während ihres Aufenthalts keine Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats in Anspruch

nehmen müssen, und dass sie über einen umfassenden Krankenversicherungsschutz im Aufnahme-

mitgliedstaat verfügen oder dass sie bereits im Aufnahmemitgliedstaat als Familienangehörige einer

Person gelten, die diese Voraussetzungen erfüllt. Als ausreichende Existenzmittel gelten die in

Artikel 8 Absatz 4 vorgesehenen Beträge.

Die betreffenden Familienangehörigen behalten ihr Aufenthaltsrecht ausschließlich auf persönlicher

Grundlage.

Artikel 14

Aufrechterhaltung des Aufenthaltsrechts

(1) Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen steht das Aufenthaltsrecht nach Artikel 6

zu, solange sie die Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats nicht unangemessen in An-

spruch nehmen.

(2) Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen steht das Aufenthaltsrecht nach den

Artikeln 7, 12 und 13 zu, solange sie die dort genannten Voraussetzungen erfüllen.

In bestimmten Fällen, in denen begründete Zweifel bestehen, ob der Unionsbürger oder seine

Familienangehörigen die Voraussetzungen der Artikel 7, 12 und 13 erfüllen, können die Mitglied-

staaten prüfen, ob diese Voraussetzungen erfüllt sind. Diese Prüfung wird nicht systematisch durch-

geführt.
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(3) Die Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen durch einen Unionsbürger oder einen

seiner Familienangehörigen im Aufnahmemitgliedstaat darf nicht automatisch zu einer Ausweisung

führen.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 und unbeschadet der Bestimmungen des Kapi-

tels VI darf gegen Unionsbürger oder ihre Familienangehörigen auf keinen Fall eine Ausweisung

verfügt werden, wenn

a) die Unionsbürger Arbeitnehmer oder Selbstständige sind oder

b) die Unionsbürger in das Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats eingereist sind, um Arbeit

zu suchen. In diesem Fall dürfen die Unionsbürger und ihre Familienangehörigen nicht aus-

gewiesen werden, solange die Unionsbürger nachweisen können, dass sie weiterhin Arbeit

suchen und dass sie eine begründete Aussicht haben, eingestellt zu werden.

Artikel 15

Verfahrensgarantien

(1) Die Verfahren der Artikel 30 und 31 finden sinngemäß auf jede Entscheidung Anwen-

dung, die die Freizügigkeit von Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen beschränkt und nicht

aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit erlassen wird.

(2) Wird der Personalausweis oder Reisepass, der die Einreise des Betroffenen in den Auf-

nahmemitgliedstaat sowie die Ausstellung der Anmeldebescheinigung oder der Aufenthaltskarte

ermöglicht hat, ungültig, so rechtfertigt dies keine Ausweisung aus dem Aufnahmemitgliedstaat.

(3) Eine Entscheidung gemäß Absatz 1, mit der die Ausweisung verfügt wird, darf nicht mit

einem Einreiseverbot des Aufnahmemitgliedstaats einhergehen.
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KAPITEL IV

Recht auf Daueraufenthalt

Abschnitt I

Erwerb

Artikel 16

Allgemeine Regel für Unionsbürger und ihre Familienangehörigen

(1) Jeder Unionsbürger, der sich rechtmäßig fünf Jahre lang ununterbrochen im Aufnah-

memitgliedstaat aufgehalten hat, hat das Recht, sich dort auf Dauer aufzuhalten. Dieses Recht ist

nicht an die Voraussetzungen des Kapitels III geknüpft.

(2) Absatz 1 gilt auch für Familienangehörige, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mit-

gliedstaats besitzen und die sich rechtmäßig fünf Jahre lang ununterbrochen mit dem Unionsbürger

im Aufnahmemitgliedstaat aufgehalten haben.

(3) Die Kontinuität des Aufenthalts wird weder durch vorübergehende Abwesenheiten von

bis zu insgesamt sechs Monaten im Jahr, noch durch längere Abwesenheiten wegen der Erfüllung

militärischer Pflichten, noch durch eine einzige Abwesenheit von höchstens zwölf aufeinander fol-

genden Monaten aus wichtigen Gründen wie Schwangerschaft und Niederkunft, schwere Krankheit,

Studium oder Berufsausbildung oder berufliche Entsendung in einen anderen Mitgliedstaat oder

einen Drittstaat berührt.
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(4) Wenn das Recht auf Daueraufenthalt erworben wurde, führt nur die Abwesenheit vom

Aufnahmemitgliedstaat, die zwei aufeinander folgende Jahre überschreitet, zu seinem Verlust.

Artikel 17

Ausnahmeregelung für Personen, die im Aufnahmemitgliedstaat aus dem Erwerbsleben ausge-

schieden sind, und ihre Familienangehörigen

(1) Abweichend von Artikel 16 haben folgende Personen vor Ablauf des ununterbrochenen

Zeitraums von fünf Jahren das Recht auf Daueraufenthalt im Aufnahmemitgliedstaat:

a) Arbeitnehmer oder Selbstständige, die zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Erwerbs-

leben das in dem betreffenden Mitgliedstaat für die Geltendmachung einer Altersrente gesetz-

lich vorgesehene Alter erreicht haben, oder Arbeitnehmer, die ihre abhängige Erwerbstätig-

keit im Rahmen einer Vorruhestandsregelung beenden, sofern sie diese Erwerbstätigkeit in

dem betreffenden Mitgliedstaat mindestens während der letzten zwölf Monate ausgeübt und

sich dort seit mindestens drei Jahren ununterbrochen aufgehalten haben.

Haben bestimmte Kategorien von Selbstständigen nach den Rechtsvorschriften des Aufnah-

memitgliedstaats keinen Anspruch auf eine Altersrente, so gilt die Altersvoraussetzung als er-

füllt, wenn der Betroffene das 60. Lebensjahr vollendet hat.

b) Arbeitnehmer oder Selbstständige, die sich seit mindestens zwei Jahren ununterbrochen im

Aufnahmemitgliedstaat aufgehalten haben und ihre Erwerbstätigkeit infolge einer dauernden

Arbeitsunfähigkeit aufgeben.
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Ist die Arbeitsunfähigkeit durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit eingetreten,

aufgrund deren ein Anspruch auf eine Rente entsteht, die ganz oder teilweise zulasten eines

Trägers des Aufnahmemitgliedstaats geht, entfällt die Voraussetzung der Aufenthaltsdauer.

c) Arbeitnehmer oder Selbstständige, die nach drei Jahren ununterbrochener Erwerbstätigkeit

und ununterbrochenen Aufenthalts im Aufnahmemitgliedstaat eine abhängige oder selbststän-

dige Erwerbstätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat ausüben, ihren Wohnsitz jedoch im

Aufnahmemitgliedstaat beibehalten und in der Regel jeden Tag oder mindestens einmal in der

Woche dorthin zurückkehren.

Für den Erwerb der in den Buchstaben a und b genannten Rechte gelten die Zeiten der Er-

werbstätigkeit in dem Mitgliedstaat, in dem der Betroffene seine Erwerbstätigkeit ausübt, als

im Aufnahmemitgliedstaat abgeleistet.

Zeiten unfreiwilliger Arbeitslosigkeit, die vom zuständigen Arbeitsamt ordnungsgemäß festgestellt

werden, oder vom Willen des Betroffenen unabhängige Arbeitsunterbrechungen sowie krankheits-

oder unfallbedingte Fehlzeiten oder Unterbrechungen gelten als Zeiten der Erwerbstätigkeit.

(2) Die Voraussetzungen der Dauer des Aufenthalts und der Dauer der Erwerbstätigkeit in

Absatz 1 Buchstabe a sowie der Aufenthaltsdauer in Absatz 1 Buchstabe b entfallen, wenn der Ehe-

gatte oder der Lebenspartner im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b des Arbeitnehmers

oder des Selbstständigen die Staatsangehörigkeit des Aufnahmemitgliedstaats besitzt oder die

Staatsangehörigkeit jenes Mitgliedstaats durch Eheschließung mit dem Arbeitnehmer oder Selbst-

ständigen verloren hat.
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(3) Die Familienangehörigen eines Arbeitnehmers oder eines Selbstständigen, die sich mit

ihm im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats aufhalten, haben ungeachtet ihrer Staatsangehö-

rigkeit das Recht auf Daueraufenthalt in diesem Mitgliedstaat, wenn der Arbeitnehmer oder Selbst-

ständige für sich das Recht auf Daueraufenthalt gemäß Absatz 1 in diesem Mitgliedstaat erworben

hat.

(4) Ist der Arbeitnehmer oder Selbstständige jedoch im Laufe seines Erwerbslebens ver-

storben, bevor er gemäß Absatz 1 das Recht auf Daueraufenthalt im Aufnahmemitgliedstaat erwor-

ben hat, so erwerben seine Familienangehörigen, die sich mit ihm in dem Aufnahmemitgliedstaat

aufgehalten haben, das Recht, sich dort dauerhaft aufzuhalten, sofern

a) der Arbeitnehmer oder Selbstständige sich zum Zeitpunkt seines Todes seit zwei Jahren im

Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats ununterbrochen aufgehalten hat oder

b) der Tod infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit eingetreten ist oder

c) sein überlebender Ehegatte die Staatsangehörigkeit dieses Mitgliedstaats durch Eheschließung

mit dem Arbeitnehmer oder dem Selbstständigen verloren hat.
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Artikel 18

Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt durch bestimmte Familienangehörige,

die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen

Unbeschadet des Artikels 17 erwerben die Familienangehörigen eines Unionsbürgers, auf die Arti-

kel 12 Absatz 2 und Artikel 13 Absatz 2 Anwendung finden und die die dort genannten Voraus-

setzungen erfüllen, das Recht auf Daueraufenthalt, wenn sie sich rechtmäßig fünf Jahre lang unun-

terbrochen im Aufnahmemitgliedstaat aufgehalten haben.

Abschnitt II

Verwaltungsformalitäten

Artikel 19

Dokument für Unionsbürger zur Bescheinigung des Daueraufenthalts

(1) Auf Antrag stellen die Mitgliedstaaten den zum Daueraufenthalt berechtigten Unions-

bürgern nach Überprüfung der Dauer ihres Aufenthalts ein Dokument zur Bescheinigung ihres

Daueraufenthalts aus.

(2) Das Dokument zur Bescheinigung des Daueraufenthalts wird so bald wie möglich aus-

gestellt.
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Artikel 20

Daueraufenthaltskarte für Familienangehörige,

die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen

(1) Die Mitgliedstaaten stellen den Familienangehörigen, die nicht die Staatsangehörigkeit

eines Mitgliedstaats besitzen und die zum Daueraufenthalt berechtigt sind, binnen sechs Monaten

nach Einreichung des Antrags eine Daueraufenthaltskarte aus. Die Daueraufenthaltskarte ist auto-

matisch alle zehn Jahre verlängerbar.

(2) Der Antrag auf Ausstellung einer Daueraufenthaltskarte muss vor Ablauf der Gültigkeit

der Aufenthaltskarte gestellt werden. Die Nichterfüllung der Pflicht zur Beantragung einer Dauer-

aufenthaltskarte kann mit verhältnismäßigen und nicht diskriminierenden Sanktionen geahndet

werden.

(3) Aufenthaltsunterbrechungen von bis zu zwei aufeinander folgenden Jahren berühren

nicht die Gültigkeit der Daueraufenthaltskarte.

Artikel 21

Kontinuität des Aufenthalts

Für die Zwecke dieser Richtlinie wird die Kontinuität des Aufenthalts durch eines der im Aufent-

haltsmitgliedstaat üblichen Beweismittel nachgewiesen. Jede rechtmäßig vollstreckte Ausweisungs-

verfügung gegen den Betroffenen stellt eine Unterbrechung des Aufenthalts dar.
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KAPITEL V

Gemeinsame Bestimmungen über das Aufenthaltsrecht

und das Recht auf Daueraufenthalt

Artikel 22

Räumlicher Geltungsbereich

Das Recht auf Aufenthalt und das Recht auf Daueraufenthalt erstrecken sich auf das gesamte

Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats. Die Mitgliedstaaten können das Aufenthaltsrecht und

das Recht auf Daueraufenthalt nur in den Fällen räumlich beschränken, in denen sie dieselben Be-

schränkungen auch für ihre eigenen Staatsangehörigen vorsehen.

Artikel 23

Verbundene Rechte

Die Familienangehörigen eines Unionsbürgers, die das Recht auf Aufenthalt oder das Recht auf

Daueraufenthalt in einem Mitgliedstaat genießen, sind ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit berech-

tigt, dort eine Erwerbstätigkeit als Arbeitnehmer oder Selbstständiger aufzunehmen.
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Artikel 24

Gleichbehandlung

(1) Vorbehaltlich spezifischer und ausdrücklich im Vertrag und im abgeleiteten Recht vor-

gesehener Bestimmungen genießt jeder Unionsbürger, der sich aufgrund dieser Richtlinie im

Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats aufhält, im Anwendungsbereich des Vertrags die gleiche

Behandlung wie die Staatsangehörigen dieses Mitgliedstaats. Das Recht auf Gleichbehandlung er-

streckt sich auch auf Familienangehörige, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats be-

sitzen und das Recht auf Aufenthalt oder das Recht auf Daueraufenthalt genießen.

(2) Abweichend von Absatz 1 ist der Aufnahmemitgliedstaat jedoch nicht verpflichtet,

anderen Personen als Arbeitnehmern oder Selbstständigen, Personen, denen dieser Status erhalten

bleibt, und ihren Familienangehörigen während der ersten drei Monate des Aufenthalts oder gege-

benenfalls während des längeren Zeitraums nach Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe b einen Anspruch

auf Sozialhilfe oder vor Erwerb des Rechts auf Daueraufenthalt Studienbeihilfen, einschließlich

Beihilfen zur Berufsausbildung, in Form eines Stipendiums oder Studiendarlehens, zu gewähren.

Artikel 25

Allgemeine Bestimmungen bezüglich der Aufenthaltsdokumente

(1)  Die Ausübung eines Rechts oder die Erledigung von Verwaltungsformalitäten dürfen

unter keinen Umständen vom Besitz einer Anmeldebescheinigung nach Artikel 8, eines Dokuments

zur Bescheinigung des Daueraufenthalts, einer Bescheinigung über die Beantragung einer Aufent-

haltskarte für Familienangehörige, einer Aufenthaltskarte oder einer Daueraufenthaltskarte abhän-

gig gemacht werden, wenn das Recht durch ein anderes Beweismittel nachgewiesen werden kann.
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(2) Alle in Absatz 1 genannten Dokumente werden unentgeltlich oder gegen Entrichtung

eines Betrags ausgestellt, der die Gebühr für die Ausstellung entsprechender Dokumente an Inlän-

der nicht übersteigt.

Artikel 26

Kontrolle

Die Mitgliedstaaten können kontrollieren, ob der sich gegebenenfalls aus ihren Rechtsvorschriften

ergebenden Verpflichtung für fremde Staatsangehörige nachgekommen wird, ständig die Anmelde-

bescheinigung oder die Aufenthaltskarte mit sich zu führen, sofern sie diese Verpflichtung ihren

eigenen Staatsangehörigen in Bezug auf deren Personalausweis auferlegen. Wird dieser Verpflich-

tung nicht nachgekommen, so können die Mitgliedstaaten die Sanktionen verhängen, die sie auch

gegen ihre eigenen Staatsangehörigen verhängen, die ihren Personalausweis nicht mit sich führen.

KAPITEL VI

Beschränkungen des Einreise- und Aufenthaltsrechts aus Gründen der öffentlichen Ordnung,

Sicherheit oder Gesundheit

Artikel 27

Allgemeine Grundsätze

(1) Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels dürfen die Mitgliedstaaten die Frei-

zügigkeit und das Aufenthaltsrecht eines Unionsbürgers oder seiner Familienangehörigen, unge-

achtet ihrer Staatsangehörigkeit, aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit

beschränken. Diese Gründe dürfen nicht zu wirtschaftlichen Zwecken geltend gemacht werden.
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(2) Bei Maßnahmen aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit ist der Grund-

satz der Verhältnismäßigkeit zu wahren und darf ausschließlich das persönliche Verhalten des

Betroffenen ausschlaggebend sein. Strafrechtliche Verurteilungen allein können ohne Weiteres

diese Maßnahmen nicht begründen.

Das persönliche Verhalten muss eine tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche Gefahr darstellen,

die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt. Vom Einzelfall losgelöste oder auf Generalpräven-

tion verweisende Begründungen sind nicht zulässig.

(3) Um festzustellen, ob der Betroffene eine Gefahr für die öffentliche Ordnung oder

Sicherheit darstellt, kann der Aufnahmemitgliedstaat bei der Ausstellung der Anmeldebescheini-

gung oder - wenn es kein Anmeldesystem gibt - spätestens drei Monate nach dem Zeitpunkt der

Einreise des Betroffenen in das Hoheitsgebiet oder nach dem Zeitpunkt, zu dem der Betroffene

seine Anwesenheit im Hoheitsgebiet gemäß Artikel 5 Absatz 5 gemeldet hat, oder bei Ausstellung

der Aufenthaltskarte den Herkunftsmitgliedstaat und erforderlichenfalls andere Mitgliedstaaten um

Auskünfte über das Vorleben des Betroffenen in strafrechtlicher Hinsicht ersuchen, wenn er dies für

unerlässlich hält. Diese Anfragen dürfen nicht systematisch erfolgen. Der ersuchte Mitgliedstaat

muss seine Antwort binnen zwei Monaten erteilen.

(4) Der Mitgliedstaat, der den Reisepass oder Personalausweis ausgestellt hat, lässt den

Inhaber des Dokuments, der aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit aus

einem anderen Mitgliedstaat ausgewiesen wurde, ohne jegliche Formalitäten wieder einreisen,

selbst wenn der Personalausweis oder Reisepass ungültig geworden ist oder die Staatsangehörigkeit

des Inhabers bestritten wird.
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Artikel 28

Schutz vor Ausweisung

(1) Bevor der Aufnahmemitgliedstaat eine Ausweisung aus Gründen der öffentlichen Ord-

nung oder Sicherheit verfügt, berücksichtigt er insbesondere die Dauer des Aufenthalts des Betrof-

fenen im Hoheitsgebiet, sein Alter, seinen Gesundheitszustand, seine familiäre und wirtschaftliche

Lage, seine soziale und kulturelle Integration im Aufnahmemitgliedstaat und das Ausmaß seiner

Bindungen zum Herkunftsstaat.

(2) Der Aufnahmemitgliedstaat darf gegen Unionsbürger oder ihre Familienangehörigen,

ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit, die das Recht auf Daueraufenthalt in seinem Hoheitsgebiet

genießen, eine Ausweisung nur aus schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Ordnung oder

Sicherheit verfügen.

(3) Gegen Unionsbürger darf eine Ausweisung nicht verfügt werden, es sei denn, die Ent-

scheidung beruht auf zwingenden Gründen der öffentlichen Sicherheit, die von den Mitgliedstaaten

festgelegt wurden, wenn sie

a) ihren Aufenthalt in den letzten zehn Jahren im Aufnahmemitgliedstaat gehabt haben oder

b) minderjährig sind, es sei denn, die Ausweisung ist zum Wohl des Kindes notwendig, wie es

im Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 über die Rechte des

Kindes vorgesehen ist.
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Artikel 29

Öffentliche Gesundheit

(1) Als Krankheiten, die eine die Freizügigkeit beschränkende Maßnahme rechtfertigen,

gelten ausschließlich die Krankheiten mit epidemischem Potenzial im Sinne der einschlägigen

Rechtsinstrumente der Weltgesundheitsorganisation und sonstige übertragbare, durch Infektions-

erreger oder Parasiten verursachte Krankheiten, sofern gegen diese Krankheiten Maßnahmen zum

Schutz der Staatsangehörigen des Aufnahmemitgliedstaats getroffen werden.

(2) Krankheiten, die nach Ablauf einer Frist von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Ein-

reise auftreten, stellen keinen Ausweisungsgrund dar.

(3) Wenn ernsthafte Anhaltspunkte dies rechtfertigen, können die Mitgliedstaaten für die

Personen, die zum Aufenthalt berechtigt sind, binnen drei Monaten nach der Einreise eine kosten-

lose ärztliche Untersuchung anordnen, um feststellen zu lassen, dass sie nicht an einer Krankheit im

Sinne von Absatz 1 leiden. Diese ärztlichen Untersuchungen dürfen nicht systematisch angeordnet

werden.

Artikel 30

Mitteilung der Entscheidungen

(1) Entscheidungen nach Artikel 27 Absatz 1 müssen dem Betroffenen schriftlich in einer

Weise mitgeteilt werden, dass er deren Inhalt und Wirkung nachvollziehen kann.

(2) Dem Betroffenen sind die Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesund-

heit, die der ihn betreffenden Entscheidung zugrunde liegen, genau und umfassend mitzuteilen, es

sei denn, dass Gründe der Sicherheit des Staates dieser Mitteilung entgegenstehen.
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(3) In der Mitteilung ist anzugeben, bei welchem Gericht oder bei welcher Verwaltungs-

behörde der Betroffene einen Rechtsbehelf einlegen kann, innerhalb welcher Frist der Rechtsbehelf

einzulegen ist und gegebenenfalls binnen welcher Frist er das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats zu

verlassen hat. Außer in ordnungsgemäß begründeten dringenden Fällen muss die Frist zum Ver-

lassen des Hoheitsgebiets mindestens einen Monat, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Mitteilung,

betragen.

Artikel 31

Verfahrensgarantien

(1) Gegen eine Entscheidung aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Ge-

sundheit müssen die Betroffenen einen Rechtsbehelf bei einem Gericht und gegebenenfalls bei einer

Behörde des Aufnahmemitgliedstaats einlegen können.

(2)  Wird neben dem Rechtsbehelf gegen die Entscheidung, mit der die Ausweisung verfügt

wurde, auch ein Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz gestellt, um die Vollstreckung dieser Ent-

scheidung auszusetzen, so darf die Abschiebung aus dem Hoheitsgebiet nicht erfolgen, solange

nicht über den Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz entschieden wurde, es sei denn,

� die Entscheidung, mit der die Ausweisung verfügt wird, stützt sich auf eine frühere gericht-

liche Entscheidung, oder
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� die Betroffenen hatten bereits früher die Möglichkeit, eine gerichtliche Überprüfung zu bean-

tragen, oder

� die Entscheidung, mit der die Ausweisung verfügt wird, beruht auf zwingenden Gründen der

öffentlichen Sicherheit nach Artikel 28 Absatz 3.

(3) Im Rechtsbehelfsverfahren sind die Rechtmäßigkeit der Entscheidung sowie die Tat-

sachen und die Umstände, auf denen die Entscheidung beruht, zu überprüfen. Es gewährleistet, dass

die Entscheidung insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse gemäß Artikel 28 nicht unver-

hältnismäßig ist.

(4) Die Mitgliedstaaten können dem Betroffenen verbieten, sich während des anhängigen

Rechtsbehelfsverfahrens in ihrem Hoheitsgebiet aufzuhalten, dürfen ihn jedoch nicht daran hindern,

sein Verfahren selbst zu führen, es sei denn, die öffentliche Ordnung oder Sicherheit können durch

sein persönliches Erscheinen ernsthaft gestört werden oder der Rechtsbehelf richtet sich gegen die

Verweigerung der Einreise in das Hoheitsgebiet.

Artikel 32

Zeitliche Wirkung eines Aufenthaltsverbots

(1) Personen, gegen die aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit ein Aufent-

haltsverbot verhängt worden ist, können nach einem entsprechend den Umständen angemessenen

Zeitraum, in jedem Fall aber drei Jahre nach Vollstreckung des nach dem Gemeinschaftsrecht ord-

nungsgemäß erlassenen endgültigen Aufenthaltsverbots einen Antrag auf Aufhebung des Aufent-

haltsverbots unter Hinweis darauf einreichen, dass eine materielle Änderung der Umstände einge-

treten ist, die das Aufenthaltsverbot gerechtfertigt haben.
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Der betreffende Mitgliedstaat muss binnen sechs Monaten nach Einreichung des Antrags eine Ent-

scheidung treffen.

(2) Die Personen gemäß Absatz 1 sind nicht berechtigt, während der Prüfung ihres Antrags

in das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats einzureisen.

Artikel 33

Ausweisung als Strafe oder Nebenstrafe

(1) Der Aufnahmemitgliedstaat kann eine Ausweisungsverfügung als Strafe oder Neben-

strafe zu einer Freiheitsstrafe nur erlassen, wenn die Voraussetzungen der Artikel 27, 28 und 29

eingehalten werden.

(2) Wird eine Ausweisungsverfügung nach Absatz 1 mehr als zwei Jahre nach ihrem Erlass

vollstreckt, so muss der Mitgliedstaat überprüfen, ob von dem Betroffenen eine gegenwärtige und

tatsächliche Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit ausgeht, und beurteilen, ob seit dem

Erlass der Ausweisungsverfügung eine materielle Änderung der Umstände eingetreten ist.
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KAPITEL VII

Schlussbestimmungen

Artikel 34

Verbreitung von Informationen

Die Mitgliedstaaten verbreiten die Informationen hinsichtlich der Rechte und Pflichten der Unions-

bürger und ihrer Familienangehörigen in den von dieser Richtlinie erfassten Bereichen, insbeson-

dere durch Sensibilisierungskampagnen über nationale und lokale Medien und andere Kommunika-

tionsmittel.

Artikel 35

Rechtsmissbrauch

Die Mitgliedstaaten können die Maßnahmen erlassen, die notwendig sind, um die durch diese

Richtlinie verliehenen Rechte im Falle von Rechtsmissbrauch oder Betrug - wie z.B. durch Ein-

gehung von Scheinehen - zu verweigern, aufzuheben oder zu widerrufen. Solche Maßnahmen müs-

sen verhältnismäßig sein und unterliegen den Verfahrensgarantien nach den Artikeln 30 und 31.
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Artikel 36

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen Bestimmungen über Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen die

einzelstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind, und treffen die

zu ihrer Durchsetzung erforderlichen Maßnahmen. Die Sanktionen müssen wirksam und verhält-

nismäßig sein. Die Mitgliedstaaten teilen diese Bestimmungen der Kommission spätestens am ..... �

und eventuelle spätere Änderungen so rasch wie möglich mit.

Artikel 37

Günstigere innerstaatliche Rechtsvorschriften

Diese Richtlinie lässt Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, die für die in den

Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallenden Personen günstiger sind, unberührt.

Artikel 38

Aufhebung

(1) Die Artikel 10 und 11 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 werden mit Wirkung vom

.....* aufgehoben.

(2) Die Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG,

75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG werden mit Wirkung vom ..... *aufge-

hoben.

                                                
� Zwei Jahre nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie.
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(3) Bezugnahmen auf die aufgehobenen Bestimmungen oder Richtlinien gelten als Bezug-

nahmen auf die vorliegende Richtlinie.

Artikel 39

Bericht

Spätestens am ..... *erstattet die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat Bericht

über die Anwendung dieser Richtlinie und schlägt gegebenenfalls die erforderlichen Änderungen

vor, insbesondere bezüglich der Möglichkeit, die Zeitspanne zu verlängern, während der Unions-

bürger und ihre Familienangehörigen ohne weitere Bedingungen im Hoheitsgebiet des Aufnahme-

mitgliedstaats verbleiben können. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die zur Erstellung des

Berichts erforderlichen Informationen mit.

Artikel 40

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erfor-

derlich sind, um dieser Richtlinie bis zum .... ** nachzukommen.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder

durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-

staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

                                                
* Vier Jahre nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie.
** Zwei Jahre nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie.
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(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der innerstaatlichen Rechts-

vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen und übermitteln ihr

eine Entsprechungstabelle zwischen den Bestimmungen dieser Richtlinie und den von ihnen erlas-

senen innerstaatlichen Vorschriften.

Artikel 41

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 42

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Strasbourg am 29. April 2004.

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Der Präsident Der Präsident

P.COX McDOWELL

________________________
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